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Gesetz
betreffend die Einfiihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches * (EG
ZGB)

vom 28.05.1911 (Stand 01.01.2023)

Der Grosse Rat des Kantons Bern,

in Vollziehung des Artikels 52 des Schlusstitels des schweizerischen Zivilge-
setzbuches",

auf Antrag des Regierungsrates,
beschliesst:

1 Zustindige Behorden *
Art. 1-4~* L

Art. 5* Verwaltungsbehérden

1 Président des Einwohnergemeinderates

' Der Prasident des Einwohnergemeinderates oder die von der Gemeinde hier-
fur bezeichnete Amtsstelle ist die zustandige Behdrde in folgenden vom Zivil-
gesetzbuch vorgesehenen Fallen:

a

Art. 720 und 721 Abs. 2 ZGB: Entgegennahme von Fundanzeigen und
Genehmigung der Versteigerung gefundener Sachen.

Art. 6 * 2 Einwohnergemeinderat

' Der Einwohnergemeinderat oder die von der Gemeinde hiefiir bezeichnete
Amtsstelle ist die zustandige Behoérde in folgenden vom Zivilgesetzbuch und
vom Obligationenrecht vorgesehenen Fallen:

a

b

c
d

Art. 84 ZGB: Aufsicht Uber die ihrer Bestimmung nach der Gemeinde
angehdérenden Stiftungen;

Art. 259 Abs. 2 Ziff. 3, 260 a ZGB: Anfechtung der Anerkennung der Va-
terschaft;

Art. 261 Abs. 2 ZGB: Beklagte Partei im Vaterschaftsprozess;

Art. 490 Abs. 1 ZGB: Anordnung der Aufnahme eines Inventars bei der
Nacherbeneinsetzung;

1)
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e Art. 504 und 505 ZGB: Aufbewahrung letztwilliger Verfigungen, die nicht
von einem Notar aufbewahrt werden;

f Art. 550 ZGB: Einleitung des Verfahrens um Verschollenerklarung im Er-
bgang;

g Art. 551 bis 555 ZGB: Anordnung der Massregeln zur Sicherung des Er-
bganges unter Vorbehalt der Art. 58, 59 und 60 dieses Gesetzes;

h  Art. 517, 556 bis 559 ZGB: Eroffnung letztwilliger Verfigungen und Anord-
nung der notwendigen Massnahmen,;

i Art. 246 Abs. 2 OR: Begehren um Vollziehung von im Interesse der
Gemeinde liegenden Auflagen gegenlber einem Beschenkten.

2Die Gemeinde kann die Aufsicht Uber die ihrer Bestimmung nach der

Gemeinde angehdrenden Stiftungen (Art. 84 ZGB) der Bernischen BVG- und

Stiftungsaufsicht (BBSA) Ubertragen. *

% In den Fallen der Art. 259 Abs. 2 Ziff. 3, 260a, und 550 des Zivilgesetzbuches
bleibt die Zustandigkeit der Burgergemeinden und burgerlichen Korporationen
vorbehalten. *

*In den Fallen der Artikel 557 bis 559 des Zivilgesetzbuches bleibt die gleiche
Zustandigkeit der im Notariatsregister des Kantons Bern eingetragenen Nota-
rinnen und Notare zur Eréffnung von letztwilligen Verfigungen und zur Aus-
stellung von Erbenscheinen gemass der Notariatsgesetzgebung vorbehalten.

Art. 7* 3 Regierungsstatthalter

' Der Regierungsstatthalter ist die zustandige Behorde in folgenden vom Zivil-
gesetzbuch und vom Obligationenrecht vorgesehenen Fallen:

a  Art. 330 ZGB: Feststellung der zu ersetzenden Auslagen fiir den Unterhalt
eines Findelkindes;

b Art. 518 ZGB: Aufsicht Uber Willensvollstrecker;

¢ Art. 570, 574, 575 und 576 ZGB: Entgegennahme von Erbschaftsaus-
schlagungen und Anordnung der daherigen Massnahmen;

d  Art. 580 und 581 ZGB: Bewilligung und Anordnung des 6ffentlichen Inven-
tars;

e Art. 588 ZGB: Entgegennahme der Erklarung der Erben nach Durchfiih-
rung des offentlichen Inventars;

f  Art. 593 und 595 ZGB: Bewilligung und Anordnung der amtlichen Liquida-
tion;

g Art. 602 Abs. 3 ZGB: Bestellung der Vertretung einer Erbengemeinschaft;

h  Art. 609 ZGB: Behordliche Mitwirkung bei der Erbteilung;
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Art. 246 Abs. 2 OR: Begehren um Vollziehung von im Interesse des Ver-
waltungskreises oder mehrerer Gemeinden desselben liegenden Auflagen
gegenuber einem Beschenkten.

Art. 8%

Art. 9* 5 Regierungsrat

' Der Regierungsrat oder die von ihm bezeichnete Direktion ist die zustandige
Behdrde in folgenden vom Zivilgesetzbuch und vom Obligationenrecht vorge-
sehenen Fallen: *

a
b

3~

Art. 30 ZGB: Bewilligung der Namensanderung;

Art. 78 ZGB: Anhebung der Klage auf Auflésung eines Vereins wegen wi-
derrechtlichen oder unsittlichen Zwecken;

Art. 268 ZGB: Aussprechung der Adoption;

Art. 885 ZGB: Ermachtigung von Geldinstituten oder Genossenschaften
zum Abschluss von Viehverpfandungen;

Art. 907 ZGB: Bewilligung zum Betrieb des Pfandleihgewerbes;

Art. 12b Schlusstitel ZGB: Unterstellung bisheriger Adoptionen unter das
neue Recht;

Art. 59 Schlusstitel ZGB: Erteilung der Bewilligung zur Eheschliessung an
Auslander.

Art. 246 Abs.2 OR: Begehren um Vollziehung von im Interesse des
Kantons oder mehrerer Amtsbezirke liegenden Auflagen gegeniber Be-
schenkten;

Art. 359 OR: Aufstellung von Normalarbeitsvertragen;

Art. 482 OR: Bewilligung der Ausgabe von Warenpapieren;

Art. 515 OR: Bewilligung von Lotterien und Ausspielgeschéaften;

Art. 522 und 524 OR: Anerkennung von Pfrundanstalten und Genehmi-
gung der Aufnahmebestimmungen und der Hausordnung von Pfrundan-
stalten.

Art. 10 6 Verfahren und Rechtsmittel *

' Das Verfahren der in diesem Gesetz vorgesehenen Fille und die Ordnung
von Rechtsmitteln richtet sich nach den Bestimmungen des Zivilprozessrechtes
und der Verwaltungsrechtspflege?, soweit dieses Gesetz keine besondere Re-
gelung enthalt. *

2)
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2 Das Obergericht beurteilt im Weiterziehungsverfahren als letzte kantonale In-
stanz Angelegenheiten nach Artikel 72 Absatz 2 Buchstabe b des Bundesge-
setzes vom 17. Juni 2005 uber das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz,
BGG)?, soweit das Gesetz sie nicht einer anderen Behdrde zuweist. *

% Das Verfahren vor den Verwaltungs- und Verwaltungsjustizbehorden, die als
Vorinstanzen des Obergerichts entscheiden, richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Gesetzes vom 23. Mai 1989 Uber die Verwaltungsrechtspflege (VR-
PG). Die Weiterziehung an das Obergericht ist binnen 30 Tagen zu erheben.
Abweichende Vorschriften dieses Gesetzes und der besonderen Gesetzge-
bung bleiben vorbehalten. *

4 *

2 Organisatorische Bestimmungen und kantonales Zivilrecht
2.1 Allgemeine Bestimmungen

Art. 11 Offentliche Beurkundung *

' Die 6ffentliche Beurkundung sowie die Beurkundung der 6ffentlichen letztwilli-
gen Verfliigungen erfolgen durch die im Notariatsregister des Kantons Bern ein-
getragenen Notarinnen und Notare. *

2Die Zustandigkeit sowie die Amtspflichten der im Notariatsregister des
Kantons Bern eingetragenen Notarinnen und Notare und die Formen der Nota-
riatsurkunden richten sich nach den Vorschriften der besonderen Gesetzge-
bung. *

® Die besondern Formvorschriften des Zivilgesetzbuches und ihre Bedeutung
fur die Gultigkeit bestimmter Rechtsgeschafte bleiben vorbehalten.

Art. 12~ .

Art. 13 Verbffentlichung

1 Im allgemeinen

' Die durch das Bundeszivilrecht und die kantonalen Ausfihrungsbestimmun-
gen vorgeschriebenen Veroffentlichungen und die amtlichen Mitteilungen der
Behdrden erfolgen in den amtlichen Publikationsorganen der Gemeinden. *

¥ SR 173.110
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Art. 14 2 Besondere Bekanntmachung
2.1 Im kantonalen Amtsblatt *

"In den Fallen der Artikel 36, 555, 558, 582, 662 ZGB, 43 Schlusstitel ZGB,
des Artikels 359a OR und des Artikels 68 hat die Veroffentlichung ausserdem
stets im kantonalen Amtsblatt zu erfolgen. *

Art. 15 2.2 Dreimalige Bekanntmachung

"In den Fallen der Artikel 36, 555, 558, 582, 662, 43 Schlusstitel ZGB und des
Artikels 68 EG muss die Bekanntmachung dreimal nacheinander geschehen.

Art. 16 3 Im Handelsamtsblatt

' Die vom Zivilgesetzbuch und vom Obligationenrecht vorgeschriebene Publi-
kation im Schweizerischen Handelsamtsblatt bleibt vorbehalten.

2 Ebenso bleibt die Befugnis der zustandigen Behorde zu weitern angemesse-
nen Publikationen vorbehalten.

Art. 16a* 4 Sprache

' Die offentlichen Register werden in der Sprache des Verwaltungskreises ge-
fahrt. *

2 Fur den Verwaltungskreis Biel/Bienne regelt der Regierungsrat das Nahere
durch Verordnung. *

2.2 Personenrecht

Art. 17 * Zivilstandsdienst
1 Zusténdigkeit und Rechtsschutz *

' Der Zivilstandsdienst ist Aufgabe des Kantons.

2 Die Zivilstandsamter unterstehen dem zustandigen Amt der Sicherheitsdirekti-
on.*

% Aufsichtsbehorde in Zivilstandssachen ist die Sicherheitsdirektion. *
* Beschwerdeentscheide der Sicherheitsdirektion konnen binnen 30 Tagen an
das Obergericht weitergezogen werden. *

Art. 18 * 2 Dienstrecht *

' Die Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbeamten sind o6ffentlichrechtliche
Angestellte des Kantons.
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2 Der Regierungsrat kann durch Verordnung Vorschriften erlassen, die vom 6f-
fentlichen Dienstrecht abweichen oder dieses erganzen.

Art. 18a* 3 Abgleich der Einwohnerregister mit INFOSTAR

' Die Zivilstandsamter leiten die Mutationen in der zentralen Datenbank ge-
mass Artikel 45a des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember
1907 (ZGB) an die fir die Einwohnerregisterfiihrung zustédndigen Gemeinden
weiter. Die Meldung kann auf elektronischem Weg erfolgen.

Art. 19 * 4 Vorschriften des Regierungsrates *
' Der Regierungsrat erlasst die zum Vollzug des Bundesrechts und des kanto-
nalen Rechts nétigen Bestimmungen.

2 Er regelt durch Verordnung namentlich

die Amtssprachen und das Ubersetzungswesen,
die Information der Offentlichkeit,
das Meldewesen.

a die Umschreibung der Zivilstandskreise,

b  den Sitz der Zivilstandsamter,

¢ die Ausstattung der Zivilstandsédmter und Trauungslokale,
d die Familienregisterfihrung,

e die Stellvertretung der Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbeamten,
f die Aufsicht,

g das Inspektionswesen,

h  die Amtsfiihrung,

i

k

/

Art. 20 * Kérperschaften nach kantonalem Recht *

' Allmend-, Wald- und Weggenossenschaften, Rechtsamegemeinden, Alpge-
nossenschaften, Schwellengenossenschaften, Wassergenossenschaften, Flur-
genossenschaften, Viehversicherungskassen (Viehversicherungsgesetz® vom
5. Februar 1974) und dergleichen dem kantonalen Recht unterstellte Korper-
schaften erhalten das Recht der Personlichkeit ohne Eintragung in das Han-
delsregister durch die staatliche Genehmigung ihrer Statuten und Reglemente.

2 Die Zustandigkeit zur Genehmigung sowie der Rechtsmittelweg richten sich
nach den Vorschriften des Gemeindegesetzes.

4 Aufgehoben durch Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. 6. 1997; BSG 910.1
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® Schon bestehende derartige Korperschaften werden als juristische Personen
anerkannt, sollen aber ihre Statuten und Reglemente der zustandigen Verwal-
tungseinheit zur Genehmigung vorlegen. Diese kann ihnen hierfir unter Straf-
androhung eine Frist ansetzen.

Art. 20a* Rechtsschutz bei der Aufsicht lber die Stiftungen *

' Bei Stiftungen im Sinne von Artikel 80 ff. ZGB kénnen die Betroffenen gegen
Verfligungen der Aufsichtsbehérden Beschwerde an die Direktion fir Inneres
und Justiz erheben. *

2 Gegen Verfiigungen der Umwandlungs- und Abanderungsbehorde kénnen
die Betroffenen *

a * Beschwerde an die Direktion fiir Inneres und Justiz erheben, wenn die
BBSA verfiigt hat, und
b * Einsprache erheben, wenn die Direktion fiir Inneres und Justiz verfligt hat.

% Der Beschwerdeentscheid oder die neue Verfligung kann binnen 30 Tagen
an das Obergericht weitergezogen werden. *

2.3 Familienrecht *

Art. 20b * Beratungsstellen

' Der Kanton sorgt daflir, dass Ehegatten und in eheéhnlicher Gemeinschaft
lebende Personen bei partnerschaftlichen Schwierigkeiten Ehe- oder Familien-
beratungsstellen (Partnerschaftsberatungsstellen) zur Verfiigung stehen.

2 Er kann entweder eigene Beratungsstellen schaffen oder kommunale, kirchli-
che oder private Trager durch Vertrage und finanzielle Unterstiitzung dazu ver-
anlassen, diese kantonale Aufgabe wahrzunehmen.

® Partnerschaftsberatungsstellen geméass Absatz 2 gelten als soziale Leis-
tungsangebote nach dem Gesetz vom 9. Marz 2021 Uber die sozialen Leis-
tungsangebote (SLG)®. Die Aufwendungen des Kantons fir die Beratungsstel-
len unterliegen dem Lastenausgleich nach dem Gesetz vom 11. Juni 2001 Gber
die 6ffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz, SHG)®. *

Art. 21 * Gliterrechtsregister

' Das Handelsregisteramt ist zustandig fir die Entgegennahme von Unterstel-
lungserklarungen gemass Art. 52 ff IPRG. *
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2 Dem Handelsregisteramt obliegt die Aufbewahrung des auf den 31. Dezem-
ber 1987 geschlossenen Guterrechtsregisters. *

® Das Recht, in das Guterrechtsregister Einsicht zu nehmen, bleibt gewahrt.

Art. 21a-26d * ... *

Art. 26e * Rechtspflege in Adoptionssachen *

' Gegen Verfligungen und Entscheide der Direktion fiir Inneres und Justiz in
Adoptionssachen kann innert 30 Tagen Beschwerde beim Kindes- und Er-
wachsenenschutzgericht gefuhrt werden. *

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz vom 1. Februar 2012 iber den
Kindes- und Erwachsenenschutz (KESG)". *
3 *

Art. 26f-53b * ... *

Art. 54 Ertragsgemeinderschaft *

' Die Festsetzung des Anteils am Reingewinn einer Ertragsgemeinderschaft
nach Artikel 347 ZGB findet bei Grundstiicken durch die in Artikel 113 Ziffer 1
EG genannten standigen Kommissionen statt.

Art. 55* ... *
2.4 Erbrecht
Art. 56 * ...

Art. 57 Erbberechtigtes Gemeinwesen

' Erbberechtigtes Gemeinwesen ist der Staat. Die Halfte des Nachlasses fallt
der letzten Wohnsitzgemeinde des Erblassers zu. *

Art. 58 * Massregein fiir die Sicherung der Erbschaft

1 Siegelung

1.1 Félle

' Bei einem Todesfall nimmt die fiir die Siegelung zustandige Behérde ein Sie-
gelungsprotokoll auf.

" BSG 213.316
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2 Sie kann amtliche Siegel anlegen, wenn das Vermdgen gegen eine unrecht-
massige Veranderung oder Verschleierung gesichert werden muss oder wenn
eine voraussichtlich erbberechtigte Person die Siegelung verlangt.

® Wertgegenstande, Wertschriften, Belege und andere Vermdgenswerte sind
soweit tunlich in vorldufige Verwahrung zu nehmen.

Art. 59 1.2 Verfahren

' Die Erben des Verstorbenen, und wenn diese nicht bekannt oder nicht anwe-
send sind, seine Familien- und Hausgenossen und die Personen, die ihm ab-
gewartet haben, sind verpflichtet, dem Einwohnergemeinderatsprasidenten
oder der von der Gemeinde hierflr bezeichneten Amtsstelle sogleich den To-
desfall anzuzeigen.

2 Der Beamte hat ohne Verzug die Erbschaft auf tibliche Weise unter Siegel zu
legen. Der gleiche Beamte hat auch die Entsiegelung vorzunehmen.

® Der Regierungsrat regelt das Siegelungsverfahren durch Verordnung. *

Art. 60 2 Inventar
2.1 Félle

' Die Aufnahme eines Inventars wird angeordnet:

wenn ein Erbe zu bevormunden ist oder unter Vormundschaft steht;

wenn ein Erbe dauernd und ohne Vertretung abwesend ist;

wenn einer der Erben sie verlangt;

wenn der Vater oder die Mutter gestorben ist und unmuindige Kinder vor-
handen sind.

Aowbdb=~

Art. 61 2.2 Verfahren

' Das Erbschaftsinventar wird durch eine im Notariatsregister des Kantons
Bern eingetragene Notarin oder einen im Notariatsregister des Kantons Bern
eingetragenen Notar aufgenommen und soll ein mdglichst genaues Verzeich-
nis der Erbschaftsgegenstande mit Schatzung und der auf der Erbschaft las-
tenden Verpflichtungen enthalten. *

2 Der Regierungsrat regelt das Verfahren des Erbschaftsinventars durch Ver-
ordnung. *

Art. 62 3 Aufbewahrung letztwilliger Verfiigungen

' Die letztwilligen Verfigungen bleiben nach ihrer Eréffnung in der Verwahrung
der Eréffnungsbehérde.
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2 Wird die Erbschaft durch eine im Notariatsregister des Kantons Bern eingetra-
gene Notarin oder einen im Notariatsregister des Kantons Bern eingetragenen
Notar liquidiert, so bleibt die Verfligung in der Verwahrung der Notarin oder des
Notars. *

Art. 63 Offentliches Inventar

1 Zustdndige Behérde

' Das Begehren auf Anordnung eines offentlichen Inventars ist dem Regie-
rungsstatthalter, in dessen Verwaltungskreis der Erblasser seinen letzten
Wohnsitz gehabt hat, einzureichen. *

Art. 64 2 Verfahren

2.1 Im allgemeinen

' Der Regierungsstatthalter ernennt auf den unverbindlichen Vorschlag der Er-
ben zur Durchfiihrung des Inventars einen Massaverwalter, der die Rechte und
Pflichten eines Beistandes hat.

2 Er fuhrt die Aufsicht Gber die Durchfilhrung des Inventars und entscheidet un-
ter Vorbehalt der Weiterziehung Uber Beschwerden der Erben.

Art. 65 2.2 Inventaraufnahme

' Der Massaverwalter hat sich die Erbschaft vom Beamten, der die Siegel
angelegt hat, Ubergeben zu lassen und unter Mitwirkung eines Notars, der auf
den unverbindlichen Vorschlag der Erben durch den Regierungsstatthalter be-
zeichnet wird, binnen 60 Tagen das Inventar gemass den gesetzlichen Vor-
schriften zustande zu bringen.

2 Der Regierungsrat regelt das Verfahren des 6ffentlichen Inventars durch Ver-
ordnung. *

Art. 66 2.3 Vermégensverwaltung
' Der Massaverwalter hat die Erbschaft bis zur Abgabe der Erklarung der Er-
ben (Art. 588 ZGB) zu verwalten.

2 Fahrnisgegensténde, die leicht entwendet werden koénnten, bares Geld und
Wertpapiere sind nach ihrer Aufzeichnung in sichere Verwahrung zu bringen.

® Fahrnisgegenstande, deren Aufbewahrung Kosten oder Schaden verursacht,
kénnen vom Massaverwalter Offentlich versteigert oder mit Ermachtigung des
Regierungsstatthalters aus freier Hand verkauft werden.

4 Grundstlicke kbnnen mit Einwilligung séamtlicher Erben verdussert werden.
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® Prozesse dirfen nur mit Genehmigung des Regierungsstatthalters angeho-
ben werden.

Art. 67 2.4 Fortsetzung des Geschéftes

' Der Massaverwalter hat die Massnahmen dafur zu treffen, dass das Geschéft
des Erblassers auf eine fir die Glaubiger ungefahrliche Weise fortgesetzt wird,
wenn eine Unterbrechung des Geschéftsbetriebes der Erbschaft zum Nachteil
gereichen konnte.

2 Die Fortsetzung des Geschéaftes durch einen Erben bedarf der Genehmigung
des Regierungsstatthalters, der, wenn die Miterben es verlangen, auch die Si-
cherstellung verfiigen kann (Art. 585 ZGB).

Art. 68 3 Rechnungsruf

' Der Rechnungsruf (Art. 582 ZGB) ist am Wohnsitze des Erblassers 6ffentlich
bekannt zu machen und, wo der Massaverwalter es fur notig findet, auch in
denjenigen Blattern zu verdffentlichen, durch welche die Glaubiger am ehesten
Kenntnis vom Rechnungsruf erhalten.

2 Die Ansprachen der Glaubiger sind innerhalb der vom Massaverwalter be-
stimmten Frist schriftlich dem Regierungsstatthalteramt einzureichen.

® Jedem Ansprecher ist auf sein Verlangen und auf Kosten der Erbschaft eine
Bescheinigung Uber die erfolgte Ansprache einzuhandigen.

Art. 69 4 Fristverldngerung

" Uber Fristverlangerungsgesuche im Sinne des Artikels 587 Abs. 2 ZGB ent-
scheidet der Regierungsstatthalter.

Art. 70 * ...

Art. 71 6 Andere Félle des 6ffentlichen Inventars

' Die Bestimmungen (ber das offentliche Inventar (Art. 63 bis 70 EG) finden
sinngemasse Anwendung auf den Rechnungsruf beim Anfalle einer Erbschaft
an das Gemeinwesen (Art. 592 ZGB).
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Art. 72 * Kosten
1 Allgemeines

' Die Kosten des Erbschaftsinventars gelten als Schulden der Erbschaft. Reicht
die Erbschaft nicht aus, so tragen die Erbinnen oder die Erben, die das Inven-
tar verlangt haben, die Kosten. Reicht die Erbschaft nicht aus und hat die zu-
standige Gemeindebehoérde das Inventar ohne Antrag von Erbinnen oder Er-
ben angeordnet (wegen Unmindigkeit, Bevormundung oder Abwesenheit der
Erbinnen oder Erben) so tragt die Gemeinde die Kosten.

2 Die Kosten des 6ffentlichen Inventars im Sinne von Artikel 398 Absatz 3 ZGB
tragt das Mindel. Reicht das Vermbgen des Mulndels nicht aus, tragt die
Wohnsitzgemeinde die Kosten.

® Die Kosten des offentlichen Inventars im Sinne von Artikel 580 ZGB tragt die
Erbschaft. Reicht diese nicht aus, tragen die Erbinnen oder die Erben, die das
Inventar verlangt haben, die Kosten.

Art. 73 * 2 Siegelungskosten

' Die Gemeinde erhebt fiir die Siegelung eine Geblhr nach Massgabe ihres
Geblhrenreglementes.

Art. 73a* 3 Ubrige Gebiihren
' Das Regierungsstatthalteramt erhebt fiir seine Téatigkeiten GebUhren.

Art. 73b * 4 Massaverwalter und Schétzer

' Die Massaverwalterin oder der Massaverwalter erhalt ihre oder seine Baraus-
lagen vergltet und bezieht eine angemessene Entschadigung. Die Regie-
rungsstatthalterin oder der Regierungsstatthalter bestimmt sie nach Arbeitsauf-
wand und Umfang des reinen Vermdgens.

2 Die Regierungsstatthalterin oder der Regierungsstatthalter bestimmt die Ent-
schadigung der beigezogenen Schatzerinnen oder Schatzer.

Art. 74 * 5 Schétzung von Grundstiicken bei Erbteilungen

' Bei Erbteilungen erfolgt die Feststellung des Verkehrswertes nach den Arti-
keln 617, 618 und 619 ZGB durch die Glltschatzungskommission.
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Art. 74a* Rechtsschutz

' Verfiigungen und Beschwerdeentscheide der Regierungstatthalterin oder des
Regierungsstatthalters betreffend die Aufsicht Gber Willensvollstreckerinnen
und Willensvollstrecker und andere erbrechtliche Vertreterinnen und Vertreter,
Massregeln fir die Sicherung der Erbschaft sowie das offentliche Inventar kon-
nen binnen 30 Tagen an das Obergericht weitergezogen werden. *

2.5 Sachenrecht

Art. 75 Zugehoér

' Bei industriellen und gewerblichen Etablissementen gelten nach bisheriger
Ubung die zum Geschéftsbetrieb dienenden Beweglichkeiten, wie Maschinen,
Hotelmobiliar und dergleichen, als Zugehdr und kénnen als solche mit den Ge-
bauden mitverpfandet werden.

2 Fir den neuen Kantonsteil tritt diese Bestimmung mit der Annahme dieses
Gesetzes durch das Volk in Kraft und gilt nach Inkrafttreten des Zivilgesetzbu-
ches als Ausdruck bisheriger Ubung.

Art. 76 Neues Land, herrenlose und 6ffentliche Sachen, dauernde Bodenver-
schiebung

1 Neues Land *

' Entsteht durch Anschwemmung, Anschiittung, Bodenverschiebung, Verande-
rung im Laufe oder Stand eines 0Offentlichen Gewassers, Riickgang eines Glet-
schers oder in anderer Weise aus herrenlosem Boden der Ausbeutung fahiges
Land, so gehort es dem Staat.

2 Der Staat kann solches Land den Anstdssern Uberlassen oder zu Zwecken
des Flussunterhaltes bestimmen.

® Bestehende Reisgriinde, Griene, Auen oder Schéachen, die nicht schon vorher
zum Flussunterhalt bestimmt waren, kdnnen durch den Regierungsrat dieser
Bestimmung gewidmet werden.

Art. 77 2 Herrenlose und 6ffentliche Sachen

2.1 Aneignung

" Herrenloses Land kann nur mit Bewilligung der vom Regierungsrat bezeich-
neten Direktion in das Privateigentum Gbergehen und ist in diesem Falle in das
Grundbuch aufzunehmen. *

2 Als offentliche Sachen gelten alle Seen, Fliisse und Bache, an denen nicht
durch besondere Titel Privateigentum nachgewiesen ist.
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% Ufergebiete, die durch das Hochwasser regelmassig Giberflutet werden, geho-
ren zum Fluss- oder Seebett.

Art. 78 2.2 Benutzung und Ausbeutung

' Die Benutzung und Ausbeutung des herrenlosen Landes und der 6ffentlichen
Sachen, insbesondere der See- und Flussbetten, steht unter staatlicher Auf-
sicht.

2 Werden durch die Benutzung und Ausbeutung 6ffentliche Interessen, nament-
lich diejenigen der Schwellenbezirke, beeintrachtigt, so kann die vom Regie-
rungsrat bezeichnete Direktion sie untersagen. *

% Die vom Regierungsrat bezeichnete Direktion kann die Ausbeutung der See-
und Flussbetten der Schwellengenossenschaft ausschliesslich tberlassen oder
sie, wenn sie von erheblichem Umfange ist, von der Bezahlung einer Gebiihr
abhangig machen. *

Art. 78a* 3 Dauernde Bodenverschiebung

' Die Gemeinden bezeichnen im Rahmen der amtlichen Vermessung die Ge-
biete mit dauernder Bodenverschiebung gemass Artikel 660a ZGB.

Art. 79 * Nachbarrecht
1 Bauten und Pflanzungen
1.1 Grenzabsténde

' Fur Bauten, welche den gewachsenen Boden in irgendeinem Punkte um
mehr als 1,20 m Uberragen, ist gegenuber den Nachbargrundsticken ein
Grenzabstand von wenigstens 3 m einzuhalten. Vorbehalten sind die Vorschrif-
ten des offentlichen Rechts Gber die geschlossene oder anndhernd geschlos-
sene Bauweise.

2 |st die geschlossene Bauweise zugelassen, aber nicht vorgeschrieben, so hat
der Grundeigentimer, der die seitliche Umfassungsmauer nicht an die Grenze
stellt, einen Grenzabstand von 6 m einzuhalten.

¥ Wurde nach frlherem Baurecht ein Nachbargebaude mit einer Umfassungs-
mauer an der Grenze erstellt, so ist der Anbau im gleichen Umfang gestattet.

Art. 79a* 1.2 An- und Nebenbauten

' Fir eingeschossige An- und Nebenbauten, die nicht fiir den dauernden Auf-
enthalt von Menschen oder Tieren bestimmt sind, genligt ein Grenzabstand
von 2 m, sofern die mittlere Fassadenhéhe dieser Bauten 4 m und ihre Grund-
flache 60 m2 nicht Gbersteigen.
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Art. 79b * 1.3 Vorspringende Bauteile

' Vorspringende offene Bauteile, wie Vordacher, Vortreppen, Balkone, dirfen
von der Umfassungsmauer aus gemessen hochstens 1,20 m in den Grenzab-
stand hineinragen.

Art. 79¢c * 1.4 Abort- und Diingergruben

' Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, Jauche, Diinger und anderen (bel-
riechenden Abfallen sind in einem Abstand von wenigstens 3 m von der Gren-
ze zu erstellen.

2 Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine Beeintrachtigung der Nachbarn
eintreten kann, so braucht der Grenzabstand nicht eingehalten zu werden,
wenn sie den gewachsenen Boden nicht um mehr als 1,20 m tberragen.

Art. 79d * 1.5 Hofstattrecht

' Wird eine Gebaude durch Elementarereignisse ganz oder teilweise zerstort,
so darf es innert finf Jahren ohne Ricksicht auf den privatrechtlichen Grenz-
abstand in seinem friilheren Ausmass wieder aufgebaut werden.

2 Die Frist ist eingehalten, wenn vor ihrem Ablauf das Baugesuch gestellt ist.
Der Wiederaufbau ist ohne willkirliche Unterbrechung durchzufuhren.

Art. 79e * 1.6 Brandmauern

1.6.1 Pflicht

' Gebaude, die an die Grenze gestellt werden, sind grenzseitig mit einer Brand-
mauer zu versehen.

Art. 79f* 1.6.2 Mitbenditzung

"Das Recht, eine vom Nachbar erstellte Brandmauer mitzubentitzen, wird
durch Einkauf in das Miteigentum erworben.

2 Fiir das Mitbenuitzungsrecht ist eine Entschadigung zu bezahlen, welche ent-
sprechend dem Interesse der beteiligten Nachbarn an der Brandmauer festzu-
legen ist.

% Eigentums- und Benutzungsrechte, die der Nachbar an der bestehenden
Brandmauer erworben hat, kénnen im Grundbuch angemerkt werden.
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Art. 79g * 1.6.3 Erhéhung

' Jeder Miteigentlimer ist berechtigt, die Brandmauer auf seine Kosten zu erhé-
hen oder tiefer in den Boden hinunterzufiihren. Baut der Nachbar an das neu-
erstellte Mauerstiick an, so hat er sich gemass Artikel 79f Absatz 2 einzukau-
fen.

Art. 79h * 1.7 Stiitzmauern und Béschungen
1.7.1 Pflicht zur Errichtung; Ausfiihrung

" Wer langs der Grenze Auffillungen oder Abgrabungen ausfihrt, hat das
Nachbargrundstiick durch Béschungen oder Stiitzmauern zu sichern.

2 Béschungsneigungen dirfen héchstens 45° (100%) betragen. In steilem Ge-
I&ande bleibt eine starkere Neigung nattrlich entstandener oder genliigend gesi-
cherter Béschungen vorbehalten.

% Die Stutzmauer darf an die Grenze gestellt werden. Dient sie der Auffiillung,
so darf sie den gewachsenen Boden des hoher gelegenen Grundstiickes
hochstens um 1,20 m Gberragen.

Art. 79i* 1.7.2 Eigentum

' Eine Stutzmauer, welche auf der Grenze steht, gilt als Bestandteil des Grund-
stlcks, dessen Eigentimer sie erstellt hat. Kann dies nicht festgestellt werden,
so wird Miteigentum beider Nachbarn angenommen.

2 Im Ubrigen sind die Vorschriften tber die Brandmauern sinngeméss anwend-
bar.

Art. 79k * 1.8 Einfriedungen

! Einfriedungen wie Holzwénde, Mauern, Zaune, bis zu einer Héhe von 1,20 m
vom gewachsenen Boden des hoher gelegenen Grundstlicks aus gemessen,
durfen an die Grenze gestellt werden.

2 Hohere Einfriedungen sind um das Mass der Mehrhéhe von der Grenze zu-
rickzunehmen, jedoch héchstens auf 3 m.

3 Flr Griinhecken gelten um 50 cm erhohte Abstande; diese sind bis zur Mitte
der Pflanzstelle zu messen.
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Art. 791 * 1.9 Bdume und Strducher

' Fur Baume und Straucher, die nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen ge-
pflanzt werden, sind wenigstens die folgenden, bis zur Mitte der Pflanzstelle zu
messenden Grenzabstande einzuhalten:

a 5 m flr hochstammige Baume, die nicht zu den Obstbdumen gehdren, so-
wie flir Nussbaume;

b 3 m fir hochstdmmige Obstbaume;

c 1 m fir Zwergobstbdume, Zierbdume und Spaliere, sofern sie stets auf ei-
ne Hoéhe von 3 m zurtickgeschnitten werden;

d 50 cm fir Zierstraucher bis zu einer Hohe von 2 m sowie flir Beerenstrau-
cher und Reben.

2 Diese Abstande gelten auch fiir wild wachsende Baume und Straucher.

®Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pflanzungen verjahrt nach finf
Jahren. Die Einhaltung der Maximalhéhen kann jederzeit verlangt werden.

Art. 79m * 1.10 Entzug von Licht und Sonne

' Werden wohnhygienische Verhaltnisse durch den Schattenwurf hochstammi-
ger Baume wesentlich beeintrachtigt, so ist deren Eigentimer verpflichtet, die
stdrenden Baume gegen angemessene Entschadigung auf ein tragbares Mass
zurlickzuschneiden und sie nétigenfalls zu beseitigen.

2 Vorbehalten bleiben entgegenstehende 6ffentliche Interessen, insbesondere
des Natur- und Heimatschutzes und des Schutzes von Alleen.

Art. 79n * 1.11 Benlitzung von Mauern an der Grenze

' An Mauern und Wanden, die sich an oder auf der Grenze befinden, darf der
Nachbar unentgeltlich unschadliche Vorrichtungen, namentlich Spaliere, an-
bringen.

Art. 790 * 1.12 Betreten des nachbarlichen Grundes

' Der Nachbar hat das Betreten oder die voriibergehende Benltzung seines
Grundstlckes zu gestatten, wenn dies erforderlich ist fur die Errichtung oder
den Unterhalt von Bauten, Strassen, Pflanzungen langs der Grenze oder von
sonstigen Anlagen wie Leitungen. Er ist rechtzeitig zu benachrichtigen und hat
Anspruch auf méglichste Schonung und vollen Schadenersatz.
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Art. 80 2 Pflanzungen im Walde

' Pflanzungen im Walde durfen nicht naher als einen Meter an die Eigentums-
grenze heranriicken. Die Marchlinien sind Gberdies fortwahrend auf wenigstens
einen Meter Breite offen zu halten.

2 Wo der Wald an offenes Land grenzt, soll der Waldsaum bei Neuanlagen auf
funf Meter Breite und bei Wiederverjingung bisheriger Waldbestande auf we-
nigstens drei Meter Distanz von der Marchlinie zurickgenommen werden.
Flhrt ein Weg oder ein Graben langs der Marche, so darf die Breite desselben
in diesen Abstand einbezogen werden.

Art. 81 3 Holztransportanlagen

' Waldeigentiimer, die zur Holzabfuhr keine genligende Verbindung mit einer
offentlichen Strasse haben, sind berechtigt, gegen volle Entschadigung die Ein-
rdumung des Rechtes auf Erstellung von Holztransportanlagen, wie Holzlasse,
Holzriesen aller Art, Rollbahnen und dergleichen zu verlangen.

Art. 82 4 Wegrechte, Zaunbann, Wésserungsrechte, Einfriedigungen

" Fir die Befugnis des Grundeigentiimers, zum Zwecke der Bewirtschaftung
oder Vornahme von Ausbesserungen oder Errichtung von Bauten das nachbar-
liche Grundstiick zu betreten, fur das Steck- oder Tretrecht, den Trankeweg,
Winterweg, Brachweg, Holzlass, Reistweg, das Zaunbannrecht, fir Tranke-
und Wasserungsrechte und dergleichen, sowie in bezug auf Graben, Zaune,
Mauern und andere Einfriedigungen von Grundstiicken haben die bisherigen
Ubungen, insbesondere die polizeilichen und wirtschaftlichen Bestimmungen
der Statutarrechte auch fernerhin Geltung.

2 Die bezuglichen Vorschriften sind in einem Dekret des Grossen Rates zu
sammeln und naher zu ordnen. Die daraus sich ergebenden Rechte sind im
Grundbuch nicht einzutragen.

Art. 83 * Offentlich-rechtliche Beschrénkungen
1 Liste der Anmerkungstatbestande *

' Die Liste der Anmerkungstatbestande nach Artikel 962 Absatz 3 ZGB wird
von der Direktion fiir Inneres und Justiz erstellt und nachgefiihrt. *

Art. 84-100*
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Art. 101* Fortleitung von Quellen

' In Bezug auf die Fortleitung von Quell- und Grundwasser findet das Wasser-
nutzungsgesetz vom 23. November 1997 (WNG?®) Anwendung.

Art. 102 Gemeinschatftliche Alpen, Wélder, Weiden u. a. Ausschluss der Tei-
lung

' Bei Alpen, Weiden, Waldern, Brunnen und Bachen, die Allmendgenossen-
schaften oder andern derartigen Korporationen gehdren oder bei denen durch
die Teilung ein sachgemasser Betrieb oder Gebrauch verunmdglicht wiirde, ist
die Teilung ausgeschlossen.

Art. 103 Korporationsalpen
1 Verfiigungen (liber die Alp

" Alpen und Vorsassen, die Korporationen im Sinne des Artikels 20 gehéren,
kénnen mit Zustimmung von zwei Dritteln der an der Versammlung anwesen-
den Anteilhaber, die, wenn die Alp in Kuhrechte eingeteilt ist, gleichzeitig Uber
mindestens zwei Drittel der an der Versammlung vertretenen Kuhrechte verfii-
gen, veraussert, verpfandet und mit Baurechten belastet werden. *

2 Auf Gesuch der Gemeinden oder des Grundbuchamtes bezeichnet die Direk-
tion fUr Inneres und Justiz die Grundstlicke, auf die sich der Begriff Alpen und
Vorsassen im Sinne von Absatz 1 bezieht. *

® Das Verbot der Teilung in Artikel 102 bleibt vorbehalten. *

* Die Verpfandung von geseyeten Alpen richtet sich nach den Vorschriften tber
das Miteigentum. *

Art. 104 2 Geseyte Alpen
2.1 Das Seybuch

' Fir Alpen, die in Kuhrechte eingeteilt sind, wird vom Grundbuchamt ein Sey-
buch gefihrt.

2 Eine Verordnung des Regierungsrates wird Uber die Einrichtung und Fiihrung
des Seybuches die nétigen Bestimmungen aufstellen.

® Das Seybuch bildet einen Bestandteil des Grundbuches, die Eintragungen in
das Seybuch haben fir die Kuhrechte die gleichen Wirkungen wie die Eintra-
gungen in das Grundbuch.

® BSG 752.41
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Art. 105 2.2 Kuhrechte

' Zum Erwerb der Kuhrechte und dinglicher Rechte an denselben bedarf es der
Eintragung in das Seybuch.

2 Kuhrechte kénnen veraussert und verpfandet werden, doch ist eine Verteilung
unter einem Viertel Kuhrecht untersagt und darf nicht in das Seybuch eingetra-
gen werden.

% Die Verausserungs- und Verpfandungsvertrage bedirfen der 6ffentlichen Be-
urkundung, soweit dies das Bundesrecht im Zusammenhang mit Grundstlicks-
geschaften vorschreibt. *

Art. 106 2.3 Ubergangsbestimmung

' Wenn bei geseyten Alpen vor dem 1. Januar 1912 Kuhrechte als Miteigen-
tumsanteile verpfandet worden sind, so gelten die letztern vom 1. Januar 1912
an als Kuhrechte im Sinne des Artikels 105 EG. Die Verpfandung ist von Amtes
wegen in das Seybuch einzutragen.

2 Sind nicht mehr als sechs Anteilhaber vorhanden, so kann durch Beschluss
von zwei Dritteln der Anteilhaber, die gleichzeitig Uber mindestens zwei Drittel
der Kuhrechte verfligen, auf die Filhrung des Seybuches verzichtet werden; in
diesem Falle stehen die Rechtsverhaltnisse an der Alp unter den Bestimmun-
gen des Miteigentums.

Art. 107 Grundpfandrechte

1 Einseitige Abl6sung

' Die einseitige Ablosung von Grundpfandrechten (Art. 828 bis 830 ZGB) ist ge-
stattet.

2 Der Betrag der Ablosungssumme kann auf Begehren der samtlichen Glaubi-
ger und im Einverstéandnis mit dem Erwerber durch amtliche Schatzung (Art.
113 EG) festgesetzt werden. *

Art. 108 2 Grundpfandrechte der Hypothekarkasse

' Bis zu seiner Revision wird das Gesetz vom 18. Juli 1875 Uber die Hypothe-
karkasse® abgeéndert und ergénzt wie folgt:

9 Aufgehoben durch BAG 03-108
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Art. 109 * 3 Gesetzliche Grundpfandrechte
3.1 Zu Gunsten des Kantons *

' Zu Gunsten des Kantons besteht ohne Eintragung in das Grundbuch ein ge-
setzliches Grundpfandrecht zur Sicherung

a

Art.

der auf die Grundstlicke und Wasserkrafte entfallenden Vermégenssteuer
der zwei letzten zur Zeit der Konkurseréffnung oder des Verwertungsbe-
gehrens abgelaufenen Steuerjahre und des laufenden Jahres an den der
Steuer unterworfenen Grundsticken und Wasserkraften,

der Grundstuckgewinnsteuer am verausserten Grundstick,

der Erbschafts- oder Schenkungssteuer an dem von Todes wegen oder
durch Schenkung erworbenen Grundstiick,

der Handanderungssteuer an dem von der Handanderung betroffenen
Grundsttick,

der zwei letzten zur Zeit der Konkurseréffnung oder des Verwertungsbe-
gehrens verfallenen und der laufenden Wasserrechtsabgaben an den An-
lagen und Bauten des Wasserwerkes und am dazu gehdérenden Grund
und Boden,

der Rickforderung von Strukturverbesserungsbeitrdgen nach dem Kanto-
nalen Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 1997 (KLwG)'?,

der Ruckforderung von Beitragen oder Darlehen nach dem Gesetz vom 7.
Februar 1978 (iber die Verbesserung des Wohnungsangebotes',

seiner Forderungen, die ihm aus der Untersuchung, Uberwachung und
Sanierung eines belasteten Standorts gegeniiber den Eigentiimerinnen
und Eigentiimern des betroffenen Grundstlicks entstehen.

109a * 3.2 Zu Gunsten der Gemeinden

' Zu Gunsten der Gemeinden besteht ohne Eintragung in das Grundbuch ein
gesetzliches Grundpfandrecht zur Sicherung

a der auf die Grundstiicke und Wasserkrafte entfallenden Vermégenssteuer
der zwei letzten zur Zeit der Konkurseréffnung oder des Verwertungsbe-
gehrens abgelaufenen Steuerjahre und des laufenden Jahres an den der
Steuer unterworfenen Grundsticken und Wasserkraften,

b der Grundstuckgewinnsteuer am verausserten Grundstick,

¢ der Liegenschaftssteuer an der betreffenden Liegenschaft,

19 BSG 910.1

") BSG 854.1
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d der Beitrage der Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer an die
Kosten von Erschliessungsanlagen nach Artikel 115 des Baugesetzes
vom 9. Juni 1985 (BauG)'® und nach dem vom Grossen Rat gestiitzt auf
Artikel 143 Absatz 1 Buchstabe ¢ BauG erlassenen Dekret am betreffen-
den Grundstlick,

d1 * der Forderung und Verzugszinsen aus der Erhebung der Mehrwertabgabe
nach den Artikeln 142 ff. BauG,

e der Ruckforderung von Kosten der Ersatzvornahme nach Artikel 47 Ab-
satz 2 BauG am betreffenden Grundstiick,

f  der Rickforderung von Strukturverbesserungsbeitragen nach dem KLwG.

Art. 109b * 3.3 Zu Gunsten anderer Tréager 6ffentlicher Aufgaben

' Ein gesetzliches Grundpfandrecht besteht ohne Eintragung in das Grundbuch
zu Gunsten

a der Gebaudeversicherung Bern zur Sicherung der Pramienforderungen,
die fir das versicherte Gebaude flur das Jahr geschuldet sind, in dem der
Konkurs Uber die Hauseigentiimerin oder den Hauseigentimer erdffnet
oder das Verwertungsbegehren gestellt wird, sowie fur die zwei vorausge-
gangenen Jahre am versicherten Gebaude,

¢ der Tragerschaft eines gemeinschaftlichen Unternehmens zur Sicherung
der Kostenanteile bei Boden- und Waldverbesserungen nach dem Gesetz
vom 16. Juni 1997 Uber das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserun-
gen (VBWG)™ am betreffenden Grundsttick,

d der Umlegungsgenossenschaft zur Sicherung ihrer Forderungen gegen
beteiligte Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer nach dem vom
Grossen Rat gestitzt auf Artikel 143 Absatz 1 Buchstabe d BauG erlasse-
nen Dekret.

Art. 109¢c * 3.4 Zu Gunsten einer Privatperson

' Zur Sicherung der Lastenausgleichsforderung nach Artikel 30 Absatz 3 BauG
besteht ohne Eintragung in das Grundbuch ein gesetzliches Grundpfandrecht
am betreffenden Grundstuick.

2 BSG 721.0
3 BSG 913.1
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Art. 109d * 3.5 Wirksamkeit

' Mit Ausnahme des Grundpfandrechts nach Artikel 109b Absatz 1 Buchstabe
a erléschen die gesetzlichen Grundpfandrechte, wenn sie nicht innerhalb von
sechs Monaten im Grundbuch eingetragen werden. Die Frist beginnt zu lau-
fen *

a * bei einem Grundpfandrecht nach den Artikeln 109, 109a und 109b Absatz
1 Buchstabe ¢ mit dem Eintritt der Rechtskraft der Veranlagung oder Ver-
fugung,

b  bei einem Grundpfandrecht nach Artikel 109¢c mit dem Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Uber die Lastenausgleichsforderung.

2 Das gesetzliche Grundpfandrecht nach Artikel 109b Absatz 1 Buchstabe a er-
lischt, wenn es nicht innerhalb von zwolf Monaten seit Rechtskraft der den
Rechtsvorschlag aufhebenden Verfligung eingetragen wird. *

® Bei einem Zahlungsaufschub in Form einer Stundung oder Gewéahrung von
Teilzahlungen verschiebt sich die Frist zur Eintragung um dessen Dauer.

* Grundpfandrechte im Betrag von tiber 1000 Franken kénnen gegentiber Drit-
ten, die sich in gutem Glauben auf das Grundbuch verlassen, nur geltend ge-
macht werden, wenn sie innert vier Monaten seit Falligkeit der Forderung oder
spatestens innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung im Grund-
buch eingetragen werden.

Art. 109e * 3.6 Rangfolge

' Die gesetzlichen Grundpfandrechte nach den Artikeln 109 und 109a gehen
den gesetzlichen Grundpfandrechten nach den Artikeln 109b und 109¢c sowie
allen anderen Pfandrechten vor. Sie stehen untereinander im gleichen Rang.

2 Die gesetzlichen Grundpfandrechte nach Artikel 109b gehen dem Grund-
pfandrecht nach Artikel 109¢ und den privaten Grundpfandrechten vor. Sie ste-
hen untereinander im gleichen Rang.

Art. 110 4 Errichtung von Grundpfandrechten
4.1 Mitunterzeichnung *

' Beim Grundpfandvertrag ist die Mitwirkung des Glaubigers bei der Beurkun-
dung des Pfandrechtes nicht erforderlich. *

Art. 111-112* ...
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Art. 113~ 4.4 Amtliche Schétzung *
' Die Gultschatzungskommissionen sind zustandig fur die amtliche Schatzung
bei einseitigen Ablésungen von Grundpfandrechten nach Artikel 107. *

2 Der Regierungsrat regelt durch Verordnung die Organisation dieser Kommis-
sionen sowie das Verfahren und setzt kostendeckende Gebuhren fest. Er er-
nennt die Kommissionsmitglieder. *

3 *

Art. 114 Fahrnispfandrecht
1 Viehverpfandung

" Fir jede Verwaltungsregion wird durch den Betreibungsbeamten ein Ver-
schreibungsprotokoll fur die Viehverpfandung gefihrt. *

Art. 115~ 2 Pfandleihgewerbe
' Das Pfandleihgewerbe wird durch das Gewerbegesetz geordnet.

Art. 116 3 Pfandbriefe

' Die Bezeichnung der Pfandbriefanstalten, die Vorschriften tber deren Er-
machtigung und die Bedingungen fir die Ausgabe von Pfandbriefen erfolgt bis
zum Inkrafttreten der bundesrechtlichen Ordnung durch Dekret des Grossen
Rates.

Art. 117-120 * ...

Art. 121 Grundbuch
1 Anlage *

' Die Anlage des Grundbuches erfolgt nach Einwohnergemeinden.

Art. 121a* 1a Elektronische Datenverarbeitung *

' Die Direktion fiir Inneres und Justiz kann im Rahmen der Vorschriften des
Bundes die Fuhrung des Grundbuches mit Hilfe der elektronischen Datenverar-
beitung verfugen. *

Art. 121b * 1b Elektronischer Geschéftsverkehr

' Der Regierungsrat kann durch Verordnung den elektronischen Geschéftsver-
kehr mit den Grundbuchamtern einflihren. Er erlasst die erforderlichen Ausfiih-
rungsbestimmungen.
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Art. 122~ Organisation der Grundbuchdmter *

"In jeder der fUnf Verwaltungsregionen des Kantons besteht ein Grund-
buchamt.

2 Die Direktion fir Inneres und Justiz legt den Sitz der regionalen Grund-
buchamter fest. Sie kann Zweigstellen von Grundbuchamtern schaffen. *

® Der Regierungsrat regelt die Organisation der Grundbuchamter. Er kann die-
se Befugnis der Direktion fir Inneres und Justiz Gbertragen. *

* Die Direktion fir Inneres und Justiz ernennt firr jedes Grundbuchamt eine ge-
schaftsleitende Grundbuchverwalterin oder einen geschéftsleitenden Grund-
buchverwalter. *

5 Ernennbar als Grundbuchverwalterin oder Grundbuchverwalter ist, wer Uber
ein Anwaltspatent, ein bernisches Notariatspatent oder eine gleichwertige juris-
tische Ausbildung verfugt. *

® Eine Person, die im Kanton Bern den Notariatsberuf ausiibt und gleichzeitig
eine Tatigkeit in der Grundbuchfihrung wahrnimmt, tritt neben den in Artikel 9
Absatz 1 VRPG genannten Grinden zusatzlich in den Ausstand, wenn das zu
beurteilende Geschaft aus dem gleichen Notariatsbiiro stammt, in dem sie den
Notariatsberuf austbt. Dasselbe gilt fir eine Person, die in einem Notariatsbiro
angestellt ist, ohne den Notariatsberuf auszuiiben. *

Art. 122a *
Art. 123 *

Art. 124 2.4 Aufsichtsbehérde und Rechtsschutz *

' Die Direktion fir Inneres und Justiz ist die kantonale Aufsichtsbehorde (iber
die Grundbuchamter. Sie Ubt die Aufsicht Uber deren administrative, organisa-
torische und fachliche Fihrung aus und legt mit ihnen Leistungsvereinbarun-
gen fest. *

2 Beschwerdeentscheide der Direktion fir Inneres und Justiz kdnnen binnen 30
Tagen an das Obergericht weitergezogen werden. *

% Der Regierungsrat regelt die Aufsicht und Steuerung durch Verordnung. *

Art. 125 3 Haftung *

' Die Haftung der kantonalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Grund-
buchamter richtet sich nach den Bestimmungen des Personalgesetzes. *
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Art. 126 4 Eintragung ins Grundbuch

4.1 Offentliche Grundstiicke

' Die Offentlichen Grundstiicke des Staates und der Gemeinden sind in das
Grundbuch aufzunehmen.

Art. 127 *

Art. 128 4.3 Anmeldung der Eintragung durch den Notar

" Der Notar hat die von ihm beurkundeten Geschéfte binnen 30 Tagen nach
der Beurkundung von Amtes wegen zur Eintragung in das Grundbuch anzu-
melden.

Art. 129 * 5 Offentliches Bereinigungsverfahren
5.1 Bereinigungsanordnung *

' Die Bereinigung einer grésseren Zahl von Dienstbarkeiten, Vor- oder Anmer-
kungen, die ganz oder weitgehend hinfallig geworden sind oder deren Lage
nicht mehr bestimmbar ist (Art. 976¢c ZGB), wird auf Antrag des Grund-
buchamts, in dessen Zustandigkeitsbereich die Mehrheit der betroffenen
Grundstucke liegt, von der Direktion flr Inneres und Justiz angeordnet. *

2 Die Anordnung der Bereinigung erfolgt durch Verfligung. In der Verfligung
werden der ortliche und der sachliche Umfang der Bereinigung festgelegt.

% Die Verfiigung wird im kantonalen Amtsblatt veroffentlicht und den Eigenti-
merinnen und Eigentiimern der Grundstlicke im Bereinigungsperimeter schrift-
lich mitgeteilt. *

* Gegen die Verfligung der Direktion fiir Inneres und Justiz kann innert 30 Ta-
gen Beschwerde beim Regierungsrat gefuhrt werden. *

Art. 130 * 5.2 Durchfiihrung der Bereinigung *

' Die Bereinigung wird durch das zusténdige Grundbuchamt durchgefiihrt. Sie
ist auf allen Grundstiicken im Bereinigungsperimeter anzumerken.

2 Das Grundbuchamt Uberprift im Bereinigungsperimeter die Dienstbarkeiten,
Vor- und Anmerkungen auf ihre aktuelle rechtliche und tatsachliche Bedeutung.
Es erstellt fur jedes Grundstick ein Verzeichnis mit den bleibenden und zu
I6schenden Dienstbarkeiten, Vor- und Anmerkungen.

3 Es kann, insbesondere bei Dienstbarkeiten, zusatzlich einen Plan Uber die
ortliche Lage der bleibenden Lasten und Rechte erstellen, der Bestandteil die-
ser Lasten bzw. Rechte wird.



27 2111

Art. 131~ 5.3 Bekanntgabe und Einspracheverfahren *

" Das Grundbuchamt erdffnet die Verzeichnisse mit den bleibenden und zu
I6schenden Dienstbarkeiten, Vor- und Anmerkungen durch Verfligung

a den Berechtigten aus den zu léschenden Dienstbarkeiten, Vor- und An-
merkungen,

b  den Belasteten aus den zu |6schenden Dienstbarkeiten, Vor- und Anmer-
kungen, wenn sie durch die Ldéschung in schutzwirdigen Interessen
betroffen sein kdonnten,

¢ samtlichen aus der jeweiligen Dienstbarkeit Betroffenen, wenn im Rah-
men der Bereinigung ein Plan im Sinne von Artikel 130 Absatz 3 erstellt
oder abgeéndert worden ist.

2 Gegen die Verfligung kann innert 30 Tagen schriftlich und begriindet beim
Grundbuchamt Einsprache erhoben werden. Das Grundbuchamt kann eine
Einspracheverhandlung durchfiihren.

® Rechtskraftige Anderungen tragt das Grundbuchamt von Amtes wegen in das
Grundbuch ein. Es I6scht die Anmerkung der Bereinigung zusammen mit dem
Eintrag oder mit dem Abschluss des Bereinigungsverfahrens fiir das betreffen-
de Grundstiick, wenn die Eintrage im Grundbuch keine Anderung erfahren.

Art. 131a* 5.4 Rechtspflege
' Gegen die Einspracheverfligung des Grundbuchamts kann innert 30 Tagen
Beschwerde bei der Direktion fiir Inneres und Justiz erhoben werden. *

2 Beschwerdeentscheide der Direktion fiir Inneres und Justiz kénnen innert 30
Tagen an das Obergericht weitergezogen werden. *

Art. 131b * 5.5 Verfahren

' Die Kosten flr die Anordnung der Bereinigung durch die Direktion fuir Inneres
und Justiz sowie fiir das Bereinigungsverfahren vor dem Grundbuchamt tragt
der Kanton. *

21m Ubrigen richten sich die Verfahren vor dem Grundbuchamt und den
Rechtspflegebehdrden nach den Bestimmungen des VRPG. *
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2.6 Obligationenrecht

Art. 132* Versteigerung

1 Offentliche Versteigerung *

' Eine offentliche Versteigerung muss wenigstens acht Tage vor ihrer Abhal-
tung offentlich bekanntgemacht werden. Aus wichtigen Grinden kann der Re-
gierungsstatthalter diese Frist verkirzen.

2 An der Versteigerung wirken ein Notar als Protokollfiihrer und der 6rtlich zu-
standige Betreibungsweibel als Ausrufer mit. Ist dieser verhindert, so bezeich-
net der Regierungsstatthalter als Ausrufer eine dazu geeignete Person. *

3 *

“ Bei Versteigerungen von Fahrnis, deren Gesamtwert 5000 Franken nicht
Ubersteigt, genugt die ortsiibliche Bekanntmachung und die Mitwirkung eines
Betreibungsweibels oder eines Gemeindebeamten.

Art. 133 2 Andere Versteigerungen

! Versteigerungen, bei denen die Vorschriften des Artikels 132 EG nicht beob-
achtet werden, stehen unter den Vorschriften des gewdhnlichen Kaufvertrages.

Art. 134 3 Verbot von Missbrduchen
' Jede Versteigerung muss vor der Polizeistunde geschlossen werden.
2 Die Einwirkung auf das Resultat einer Steigerung durch Versprechen oder

missbrauchliche Verabreichung geistiger Getranke und der Versuch einer sol-
chen Einwirkung sind untersagt.

% Widerhandlungen gegen diese Vorschriften werden mit Busse von 10 bis 100
Franken bestraft.

Art. 135~

Art. 136 * Hinterlegung von Miet- und Pachtzinsen

' Die Hinterlegung von Miet- und Pachtzinsen nach Artikel 259 g und 288 Ab-
satz 1 OR hat bei der regionalen Schlichtungsbehérde am Ort der Miet- oder
Pachtsache zu erfolgen. *

Art. 137 *
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Art. 137a* Gerichtlich bewilligte Rdumung von Liegenschaften (Exmissio-
nen)

1. Grundsétze

' Zustandig fur den Vollzug bei gerichtlich bewilligter Raumung einer Liegen-
schaft (Exmission) ist die Regierungsstatthalterin oder der Regierungsstatthal-
ter des Verwaltungskreises, in dem sich die Liegenschaft befindet.

2 Zur Abklarung der Verhaltnisse kdnnen die hierzu notwendigen Daten bei den
zustandigen Polizeiorganen erhoben werden.

Art. 137b * 2. Inventar

' Die Regierungsstatthalterin oder der Regierungsstatthalter erstellt fur die in
der Liegenschaft vorgefundenen Gegenstande ein Inventar und organisiert de-
ren Rdumung, den Abtransport und die Einlagerung.

Art. 137¢c* 3. Einlagerung, Verwertung und Entsorgung

' Das Exmissionsgut ist wahrend langstens drei Monaten einzulagern. Offen-
sichtlich wertlose oder verderbliche Gegenstande werden sofort entsorgt.

2 Sofern die Eigentiimerin oder der Eigentiimer die Gegenstande nicht heraus-
verlangt, kdnnen sie nach Ablauf der Frist von drei Monaten verwertet oder ent-
sorgt werden.

® Die Regierungsstatthalterin oder der Regierungsstatthalter organisiert die
Verwertung oder Entsorgung.

Art. 137d * 4. Kosten und Abrechnung

' Die Kosten fir die Rdumung, den Abtransport und die Einlagerung sowie
fur die Verwertung oder Entsorgung gehen zu Lasten der ausgewiesenen Par-
tei. Die ausweisende Partei hat die Kosten fir die Raumung und den Abtrans-
port zu bevorschussen.

2Die Regierungsstatthalterin oder der Regierungsstatthalter erlasst eine
Schlussabrechnung durch Verfigung. Darin ist insbesondere festzuhalten, wel-
che Kosten die ausgewiesene Partei der ausweisenden Partei zu ersetzen hat.

Art. 137e * 5. Rechtsmittel und Verfahren

' Die Verfligung der Regierungsstatthalterin oder des Regierungsstatthalters
kann mit Beschwerde beim Obergericht angefochten werden.
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2 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der Schweizerischen Zi-
vilprozessordnung vom 19. Dezember 2008 (Zivilprozessordnung, ZPO)',

Art. 137f* 6. Delegation
' Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung, namentlich

a den Umgang mit besonderen Gegenstandskategorien,
b  die Einlagerung,
¢ die Verwertung.

Art. 137g * 7. Haftung
' Der Kanton haftet flr vorsatzlich oder grobfahrlassig zugefiigte Schaden.

2 Der Rickgriff richtet sich nach den Artikeln 102 ff. des Personalgesetzes vom
16. September 2004 (PG)™.

Art. 138-138a *

Art. 139 * Handelsregister
1 Organisation, Aufsicht und Rechtsschutz *

' Fur den ganzen Kanton besteht ein Handelsregisteramt. *

2 Die Handelsregisterfihrerin oder der Handelsregisterfllhrer muss Uber eine
abgeschlossene juristische Ausbildung oder einen Hochschul- oder Fachhoch-
schulabschluss im Bereich Betriebswirtschaft verfligen. *

%2 Eine Person, die den Notariatsberuf auslibt und gleichzeitig eine Tatigkeit in
der Handelsregisterfuhrung wahrnimmt, tritt neben den in Artikel 9 Absatz 1
VRPG genannten Grinden zusatzlich in den Ausstand, wenn das zu beurtei-
lende Geschéaft aus dem gleichen Notariatsbiiro stammt, in dem sie den Notari-
atsberuf ausubt. Dasselbe gilt fiir eine Person, die in einem Notariatsbiro
angestellt ist, ohne den Notariatsberuf auszuiiben. *

% Der Regierungsrat regelt die Organisation des Handelsregisteramtes. Er kann
diese Befugnis der Direktion fur Inneres und Justiz Ubertragen. Diese kann die
Geschéaftsleitung ernennen. *

* Die Direktion fur Inneres und Justiz ist die kantonale Aufsichtsbehorde Uber
das Handelsregisteramt. Sie (bt die Aufsicht (ber dessen administrative, orga-
nisatorische und fachliche Fiihrung aus und legt mit ihm die Leistungsvereinba-
rung fest. *

" SR 272
%) BSG 153.01
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® Gegen Verfiigungen des Handelsregisteramtes kann innert 30 Tagen Be-
schwerde beim Obergericht gefuhrt werden. *

® Der Regierungsrat regelt die Aufsicht und Steuerung durch Verordnung. *

Art. 140 *

Art. 140a* 3 Verbffentlichung der Eintragung eines Gemeinderschaftsver-
treters

' Die Eintragungen (iber die Gemeinderschaftsvertreter (Art. 341 Abs. 3 ZGB)
sind einmal im kantonalen Amtsblatt zu veroffentlichen. *

3 Ubergangsbestimmungen
3.1 Familienrecht
Art. 141-156 * ...

Art. 157 Familiengiiter

" Fur die im alten Kantonsteile bestehenden Familienkisten und Familienstiftun-
gen bleiben die Bestimmungen des Gesetzes vom 6. Mai 1837'® vorbehalten.

3.2 Sachenrecht
Art. 158-159 * ...

Art. 160 Grundpfandrechte
1 Neuausfertigung der Pfandtitel
1.1 Gliltbriefe

"Fur die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zivilgesetzbuches im alten
Kantonsteil bestehenden Gultbriefe des bernischen Rechtes sind innerhalb
Jahresfrist vom Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches an auf Grundlage des neu-
en Rechts nach Wahl des Glaubigers neue Giilten oder Schuldbriefe auszufer-
tigen.

2 Soweit diese Gliltbriefe die Belastungsgrenze des neuen Rechtes (Art. 848
ZGB) Uberschreiten, sind Schuldbriefe auszufertigen.

% Die Pfandstelle bleibt unveréndert.

% BSG 212.225.1
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Art. 161 1.2 Grundpfandforderung aus Uberbund

" In gleicher Weise ist bei Forderungen, die urspringlich kein Grundpfandrecht
hatten, solches vielmehr erst durch Uberbund oder Anweisung erhalten haben,
innert Jahresfrist vom Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches an ein neuer Pfandti-
tel auf Grundlage des neuen Rechtes auszufertigen.

2 Die Pfandstelle bleibt unverandert.

Art. 162 1.3 Vormerkung im Grundbuch

' Die Eintragung der alten Pfandtitel in das schweizerische Grundbuch ist im
Falle der Artikel 160 und 161 EG untersagt.

2 Die alten Pfandtitel sind durch blosse Vormerkung (Art. 961 ZGB) sicherzu-
stellen.

% Die Grundbuchverwalterin oder der Grundbuchverwalter hat die Beteiligten
bei der Vormerkung von Amtes wegen durch besonderes Sendschreiben auf
diese Vorschriften aufmerksam zu machen. *

Art. 163 1.4 Vorbehaltene Pfandrechte

' Die Beteiligten konnen auf Grund einer schriftlichen Vereinbarung verlangen,
dass auch in den Fallen des vorbehaltenen Pfandrechtes an Stelle der alten
Pfandtitel Schuldbriefe des neuen Rechts mit Beibehaltung der Pfandstelle
ausgestellt werden.

Art. 164 1.5 Gebliihren

' Fir die Eintragung und die Ausstellung der gemass den Bestimmungen in Ar-
tikel 160 und 161 ausgefertigten neuen Titel darf keine Gebuhr erhoben wer-
den.

2 Fur die Eintragung und die Ausstellung der gemass der Bestimmung in Artikel
163 ausgefertigten neuen Titel darf keine Prozentgebiihr, sondern nur eine fixe
Geblhr erhoben werden, deren Hohe durch ein Dekret des Grossen Rates
festzusetzen ist.

% Die Kosten der Anmeldung tragen die Beteiligten gemeinsam.

Art. 165 2 Gleichstellung alter Pfandrechte mit solchen des neuen Rechts
' Mit der Einflihrung des schweizerischen Grundbuches werden gleichgestellt:
1.  Dem Schuldbrief des neuen Rechtes: die Pfandobligationen des alten

Kantonsteils; die «obligations hypothécaires» fir Darlehen im neuen
Kantonsteil; die Pfandbriefe der Hypothekarkasse.
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2. Der Grundpfandverschreibung des neuen Rechtes: die Titel Gber vorbe-
haltene Pfandrechte im alten Kantonsteil, wie Kaufbeilen, Abtretungsbei-
len, sowie die Schadlosbriefe; die Ubrigen «titres hypothécaires» des neu-
en Kantonsteils.

3. Dem gesetzlichen Pfandrecht des Artikels 837 ZGB: im neuen Kantonsteil
die im Artikel 2103 Ziffern 1, 3 und 4 des franzdsischen Zivilgesetzbuches
vorgesehenen Vorzugsrechte der Verkaufer, der Miterben und Miteigentu-
mer und der Baumeister, Bauunternehmer, Maurer und anderer Arbeiter.

Art. 166 3 Nachriicken bei amortisationsweiser Riickzahlung

' Hat nach dem Grundpfandtitel des bisherigen Rechtes die Riickzahlung durch
jéhrliche Amortisationen stattzufinden, so werden die nachfolgenden Pfand-
glaubiger als zum Nachriicken berechtigt betrachtet. Sowohl der Glaubiger als
der Schuldner kann dieses Recht auf das Nachriicken im Sinne des Artikels
814 ZGB im Grundbuch vormerken lassen.

Art. 167 Grundbuch
1 Einflihrung

' Das Grundbuch wird auf Grundlage der Vermessungswerke der Gemeinden
und der Grundbuchblatter des kantonalen Grundbuches (Gesetz vom 27. Juni
1909 Uber die Bereinigung der Grundbticher im Kanton Bern)' eingefiihrt. *

2 Es kann gleichzeitig fir den ganzen Kanton oder nacheinander fiir einzelne
Bezirke oder Gemeinden eingeflihrt werden.

® Die Direktion fur Inneres und Justiz bestimmt den Zeitpunkt der Einflihrung. *

Art. 168 2 Grundbuchwirkung kantonaler Formen

' Bis zur Einfihrung des schweizerischen Grundbuches kommt fiir die Entste-
hung, die Ubertragung, die Umanderung und den Untergang dinglicher Rechte
der Eintragung in das kantonale Grundbuch die Grundbuchwirkung des neuen
Rechts zu.

2Wo das kantonale Grundbuch bis zum Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches
nicht erstellt ist, kommt der Eintragung in das Tagebuch die Grundbuchwirkung
des neuen Rechtes zu.

' Aufgehoben, jetzt G vom 11. 6. 2009 Uber die Organisation der Gerichtsbehdrden und der
Staatsanwaltschaft (GSOG); BSG 161.1
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® Die Grundeigentiimer, die im Zeitpunkt der Einfiihrung des schweizerischen
Grundbuches ihr Eigentumsrecht nicht nach gesetzlicher Vorschrift im kantona-
len Grundbuch haben eintragen lassen, sind gehalten, das innerhalb einer vom
Regierungsrat zu bestimmenden Frist zu tun.

* Nach Ablauf dieser Frist hat der zustandige Einwohnergemeinderat die Ein-
tragung auf Kosten des Saumigen von Amtes wegen zu veranlassen.

Art. 169 3 Unzuléssige dingliche Rechte

' Dingliche Rechte, die nach dem Zivilgesetzbuch nicht mehr begriindet wer-
den kdnnen, sind entweder auf Verlangen der Beteiligten in zulassige dingliche
Rechte (z. B. Miteigentum oder Grunddienstbarkeit) umzuwandeln und als sol-
che einzutragen oder in zweckdienlicher Weise anzumerken.

Art. 170 *

Art. 171 5 Ergénzende Bestimmungen *

"Die Artikel 129 bis 131b gelten auch fiir die Bereinigung der kantonalen
Grundbticher und die Einfiihrung des schweizerischen Grundbuchs. Die weite-
ren Vorschriften erlasst der Regierungsrat durch Verordnung. *

2 Durch die Verordnung soll namentlich auch festgesetzt werden, unter wel-
chen Bedingungen allfallig nicht eingegebene dingliche Rechte nachtraglich
noch im kantonalen Grundbuch eingetragen werden kénnen und wie die Eintra-
gung der Pfandrechte in denjenigen Fallen zu ordnen ist, in denen nur ein Teil
eines Grundstlickes oder mehrere nicht demselben Eigentimer gehdrende
Grundstucke haften oder der Rang eines Pfandrechtes unsicher ist.

3.3 Verschiedene Bestimmungen

Art. 172 Zivilgesetzbuch als ergdnzendes Recht

' Fir diejenigen zivilrechtlichen Verhaltnisse, deren Ordnung dem kantonalen
Recht Uberlassen bleibt, gelten das schweizerische Zivilgesetzbuch und das
Bundesgesetz vom 30. Marz 1911 betreffend die Erganzung desselben (funfter
Teil: Obligationenrecht) als erganzendes Recht.
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Art. 173 Innerkantonales Recht

' Das Bundesgesetz vom 25. Juni 1891 betreffend die zivilrechtlichen Verhalt-
nisse der Niedergelassenen und Aufenthalter'® findet entsprechende Anwen-
dung auf die in einem Kantonsteil wohnenden Niedergelassenen und Aufent-
halter des andern Kantonsteils (Art. 61 Abs. 1'® Schlusstitel ZGB).

Art. 174 Abénderung des Artikels 36 des Gemeindegesetzes®”
Art. 175 Ordnung des gerichtlichen Verfahrens®’
Art. 176 *

Art. 177 Aufhebung des kantonalen Zivilrechtes

" Die zivilrechtlichen Bestimmungen der kantonalen Gesetzgebung sind mit
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgehoben, soweit sie nicht darin enthalten
oder vorbehalten sind und soweit nicht, wo das nicht der Fall ist, das schweize-
rische Zivilgesetzbuch das kantonale Recht vorbehalt.

2 Das gleiche gilt fir die im Berner Jura und Laufental geltenden zivilrechtlichen
Bestimmungen, insbesondere das franzdsische Zivilgesetz- und Zivilprozess-
buch. *

* Aufgehoben sind namentlich die im Anhang Il zu diesem Gesetze aufgezahl-
ten gesetzgeberischen Erlasse.

Art. 178 Inkrafttreten des Gesetzes
" Dieses Gesetz tritt auf 1. Januar 1912 in Kraft.

2 Die Bestimmungen in Artikel 2, 3, 9 und 14 dieses Gesetzes, die sich auf das
Obligationenrecht beziehen, erhalten nur Rechtskraft, wenn das Bundesgesetz
vom 30. Marz 1911 betreffend die Ergdnzung des schweizerischen Zivilgesetz-
buches (fiinfter Teil: Obligationenrecht) in Kraft tritt.

® Die Bestimmungen der Artikel 75 Absatz 2, 82 bis 86, 141, 142, 143, 170 und
171 dieses Gesetzes treten mit der Annahme durch das Volk in Kraft.

* Die in den Artikeln 18, 21, 30, 65, 70, 82, 104, 113, 122, 123, 130, 131, 171,
175 und 176 dieses Gesetzes vorgesehenen Dekrete des Grossen Rates und
Verordnungen des Regierungsrates kdnnen vom Zeitpunkt der Annahme die-
ses Gesetzes durch das Volk an erlassen und in Kraft gesetzt werden.

® SR 211.435.1

9 Jetzt Artikel 59 Absatz 1
2 Hinfallig

2 Hinfallig
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A1 Anhénge | und II??

Bern, 21. Marz 1911 Im Namen des Grossen Rates
Der Prasident: Morgenthaler
Der Staatsschreiber: Kistler

Vom Bundesrat genehmigt am 4. August 1911.

2 Der weitgehend (berholte Anhang | (Ubersicht der wichtigeren das Zivilrecht betreffenden Be-
stimmungen des kantonalen 6ffentlichen Rechtes) und der Anhang Il (aufgehobene zivilrechtli-
che Bestimmungen) sind hier weggelassen; sie befinden sich im Band Il der GS, Seiten 515 ff.
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Anderungstabelle - nach Beschluss

Beschluss Inkrafttreten Element Anderung BAG-Fundstelle
28.05.1911 01.01.1912 Erlass Erstfassung GS 111457 | BL Il
391
03.09.1939 01.01.1940 Art. 7 geandert GS V/441 | BL
V421
29.10.1944 01.01.1945 Art. 109 Titel gedndert 1944 d 153 | f 141
10.02.1952 01.08.1952 Art. 117 geandert 1952d 30|33
22.10.1961 01.01.1962 Art. 37 geandert 1961d 210 | f235
03.12.1961 01.07.1962 Art. 26 geandert 1961d 293 | f 331
26.05.1963 01.10.1963 Art. 87 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 88 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 89 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 90 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 91 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 92 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 93 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 94 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 95 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 96 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 97 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 98 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 99 aufgehoben 1963d 73 | f 81
26.05.1963 01.10.1963 Art. 100 aufgehoben 1963d 73 | f 81
04.05.1969 01.01.1972 Art. 115 geandert 1969 d 81 | 86
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79 geandert 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79a eingefligt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79b eingefligt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79¢ eingefligt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79d eingefligt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79e eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79f eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 799 eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79h eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79i eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79k eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 791 eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79m eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 79n eingeflgt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 790 eingefigt 1970d 163 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 127 aufgehoben 1970d 203 | f 168
07.06.1970 01.01.1971 Art. 9 Abs. 1 geandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 20 geéandert 1970d 207 | f 218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 27 geandert 1970d 207 | f 218




21141

38

Beschluss Inkrafttreten Element Anderung BAG-Fundstelle
07.06.1970 01.01.1971 Art. 51 geéandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 77 Abs. 1 geéandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 78 Abs. 2 geandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 78 Abs. 3 geandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 124 Abs. 3 eingefugt 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 140 geandert 1970d 207 | f218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 167 Abs. 3 geandert 1970d 207 | f 218
07.06.1970 01.01.1971 Art. 137 geandert 1970d 222 | f 234
05.03.1972 01.04.1972 Art. 139 geandert 1972d 85| f 81
06.09.1972 01.01.1973 Art. 137 geandert 1972.d 300 | f 301
06.02.1973 01.08.1973 Art. 4 geandert 1973 d 54 | f60
06.02.1973 01.08.1973 Art. 6 geandert 1973 d 54 | f60
06.02.1973 01.08.1973 Art. 9 geandert 1973 d 54 | f60
20.05.1973 01.01.1974 Art. 57 Abs. 1 geandert 1973d 149|170
16.02.1977 01.07.1977 Art. 132 Titel gedndert 1977d 42|42
16.02.1977 01.07.1977 Art. 132 geandert 1977 d 42|42
08.02.1978 01.01.1979 Art. 2 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 3 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 4 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 6 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 7 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 11 Titel gedndert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 12 aufgehoben 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 14 Abs. 1 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 19 Titel gedndert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 19 geéandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 22 geandert 1978 d 47 | f47
08.02.1978 01.01.1979 Art. 23a eingefugt 1978 d 47 | f47
21.06.1978 01.01.1979 Art. 177 Abs. 2 geandert 1978d 116 | f 115
05.12.1986 01.07.1987 Art. 72 aufgehoben 1987d6|f8
05.12.1986 01.07.1987 Art. 73 aufgehoben 1987d6 | f8
05.12.1986 01.07.1987 Art. 135 aufgehoben 1987d6|f8
22.11.1989 01.01.1991 Titel 1 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 2 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 3 geandert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 4 Titel gedndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 5 geandert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 6 geandert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 7 geandert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 9 geandert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 10 Titel gedndert 1990d 38| f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 10 Abs. 1 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 10 Abs. 2 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 10 Abs. 3 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 10 Abs. 4 aufgehoben 1990d 38 | f40
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22.11.1989 01.01.1991 Art. 17 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 20a eingeflgt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Titel 2.3 geéndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 21 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 21a eingeflgt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 23a geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26 Titel gedndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26a eingefligt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26b eingefligt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26¢ eingefligt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 26d eingeflgt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 27 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 31 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 36 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 37 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 41 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 43 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 54 Titel gedndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 55 Titel gedndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 56 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 117 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 118 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 120 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 121a eingefiigt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 136 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 137 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 138a eingeflgt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 139 Titel gedndert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 139 Abs. 5 eingeflgt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 140 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 140a eingefligt 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 141 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 142 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 143 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 144 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 145 geandert 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 146 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 147 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 148 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 149 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 150 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 151 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 152 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 153 aufgehoben 1990d 38 | f40
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22.11.1989 01.01.1991 Art. 154 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 155 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 156 aufgehoben 1990d 38 | f40
22.11.1989 01.01.1991 Art. 7 geandert 1990d79|f84
22.11.1989 01.01.1991 Art. 28 geandert 1990d79|f84
22.11.1989 01.01.1991 Art. 34 geandert 1990d79|f84
22.11.1989 01.01.1991 Art. 53a eingefiigt 1990d79|f84
23.06.1993 01.01.1994 Art. 9 Abs. 1 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 20 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 27 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 83 geandert 1993 d 425 | f 445
10.11.1993 01.01.1994 Art. 26¢ geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 44 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 138a geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 139 Abs. 3 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 139 Abs. 4 geandert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 167 Abs. 3 geandert 1993d 696 | f 714
24.03.1994 01.01.1995 Art. 70 geandert 94-89

24.03.1994 01.01.1995 Art. 130 geandert 94-89

24.03.1994 01.01.1995 Art. 131 geandert 94-89

24.03.1994 01.01.1995 Art. 131 Titel gedndert 94-89

14.03.1995 01.01.1997 Art. 2 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 3 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 4 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 7 geéandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 9 geéndert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 10 Abs. 1 geéndert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 10 Abs. 2 aufgehoben 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 13 Abs. 1 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 16a eingefiigt 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 23a geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 26 Titel gedndert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 26¢ geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 26¢ Titel gedndert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 26d geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 26e eingefiigt 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 32 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 33 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 34 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 35 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 36 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 37 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 38 geandert 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 40a eingefiigt 95-64

14.03.1995 01.01.1997 Art. 41 Titel gedndert 95-64




41

2111

Beschluss Inkrafttreten Element Anderung BAG-Fundstelle
14.03.1995 01.01.1997 Art. 42 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 43 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 44 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 45 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 46 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 53 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 53a Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 112 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 117 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 121 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 121a Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 121a Abs. 1 | geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 122 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 122a eingeflgt 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 123 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 124 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 124 Abs. 1 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 124 Abs. 2 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 124 Abs. 3 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 125 Titel gedndert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 125 Abs. 1 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 130 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 136 Abs. 1 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 138a aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 139 Abs. 1 geéandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 139 Abs. 2 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 139 Abs. 3 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 139 Abs. 4 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 139 Abs. 5 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 158 geandert 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 159 aufgehoben 95-64
14.03.1995 01.01.1997 Art. 170 geandert 95-64
21.06.1995 01.01.1996 Art. 2 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 7 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 74 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 76 Titel gedndert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 78a eingeflgt 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 103 Abs. 1 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 103 Abs. 2 eingeflgt 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 103 Abs. 4 eingeflgt 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 105 Abs. 3 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 107 Abs. 2 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 110 Abs. 1 geandert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 113 Titel gedndert 95-109
21.06.1995 01.01.1996 Art. 113 geandert 95-109
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21.06.1995 01.01.1996 Art. 129 Titel gedndert 95-109
24.06.1995 01.01.1996 Art. 129 geéndert 95-109
15.01.1996 01.09.1996 Art. 86 aufgehoben 96-60
15.01.1996 01.01.1998 Art. 131 aufgehoben 96-60
09.09.1997 01.07.1998 Art. 25 geandert 98-12
29.10.1997 01.01.1998 Art. 26 Abs. 2 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 26b Titel gedndert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 26b Abs. 1 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 27 geandert 97-96
26.11.1998 01.01.2000 Erlasstitel geandert 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 6 geandert 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 8 Abs. 2 eingefiigt 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 17 eingefiigt 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 18 Titel gedndert 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 18 geandert 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 19 geandert 99-60
26.11.1998 01.01.2000 Art. 20 Titel gedndert 99-60
21.05.2000 01.01.2001 Art. 59 Abs. 3 eingefiigt 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 61 Abs. 1 geandert 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 61 Abs. 2 eingefiigt 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 65 Abs. 2 geandert 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 70 aufgehoben 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 72 eingefiigt 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 73 eingefiigt 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 73a eingefugt 00-124
21.05.2000 01.01.2001 Art. 73b eingefugt 00-124
11.06.2001 01.01.2002 Art. 20a Abs. 3 geéndert 01-84
11.06.2001 01.01.2002 Art. 109 geandert 01-84
20.11.2002 01.08.2003 Art. 2 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 27 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 122 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 123 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 124 Abs. 1 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 129 geandert 03-44
20.11.2002 01.08.2003 Art. 139 Abs. 4 geandert 03-44
19.02.2004 01.01.2005 Art. 2 geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 3 geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 9 geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 26 Abs. 3 eingefiigt 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 26f eingefiigt 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 28 geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 29 geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 40a geandert 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 40b eingefiigt 04-70
19.02.2004 01.01.2005 Art. 53a geandert 04-70
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19.02.2004 01.01.2005 Art. 53b eingefiigt 04-70
14.12.2004 01.08.2005 Art. 129 aufgehoben 05-46
08.09.2005 01.01.2007 Art. 2 geéndert 06-39
08.09.2005 01.01.2007 Art. 3 geandert 06-39
08.09.2005 01.01.2007 Art. 8 Abs. 1 geandert 06-39
22.11.2005 01.07.2006 Art. 6 Abs. 3 geandert 06-40
22.11.2005 01.07.2006 Art. 11 Abs. 1 geandert 06-40
22.11.2005 01.07.2006 Art. 11 Abs. 2 geandert 06-40
22.11.2005 01.07.2006 Art. 61 Abs. 1 geandert 06-40
22.11.2005 01.07.2006 Art. 62 Abs. 2 geandert 06-40
28.03.2006 01.01.2010 Art. 122 geandert 08-134
28.03.2006 01.09.2007 Art. 139 Abs. 1 geandert 08-134 | 07-73
28.03.2006 01.09.2007 Art. 139 Abs. 2 geandert 08-134 | 07-73
28.03.2006 01.09.2007 Art. 139 Abs. 3 geandert 08-134 | 07-73
28.03.2006 01.09.2007 Art. 139 Abs. 4 geandert 08-134 | 07-73
28.03.2006 01.01.2010 Art. 7 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 16a Abs. 1 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 16a Abs. 2 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 39 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 63 Abs. 1 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 103 Abs. 2 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 111 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 114 Abs. 1 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 122 Titel gedndert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 122a aufgehoben 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 123 aufgehoben 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 125 Abs. 1 geéndert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 132 Abs. 2 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 162 Abs. 3 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 170 geandert 08-134 | 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 176 aufgehoben 08-134 | 09-90
28.11.2006 01.07.2007 Art. 18a eingefligt 07-50
28.11.2006 01.07.2007 Art. 19 Titel gedndert 07-50
21.09.2007 01.12.2007 Art. 139 Abs. 1 geandert 07-101
21.09.2007 01.12.2007 Art. 139 Abs. 2 geandert 07-101
21.09.2007 01.12.2007 Art. 139 Abs. 3 geandert 07-101
21.09.2007 01.12.2007 Art. 139 Abs. 4 geandert 07-101
10.04.2008 01.01.2009 Art. 10 Abs. 2 eingeflgt 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 10 Abs. 3 eingeflgt 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 17 Titel gedndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 17 Abs. 4 eingeflgt 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 20a Titel gedndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 20a geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Titel 2.3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 20b eingeflgt 08-109
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10.04.2008 01.01.2009 Art. 51 geéandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 74a eingefiigt 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 124 Titel gedndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 124 Abs. 1 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 124 Abs. 2 eingefiigt 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 139 Titel gedndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 139 Abs. 5 eingefiigt 08-109
29.10.2008 01.01.2009 Art. 26¢ Titel gedndert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 26d geandert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 40b geandert 08-123
11.06.2009 01.01.2011 Art. 1 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 2 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 3 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 4 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 5 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 8 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 9 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 10 Abs. 2 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 10 Abs. 3 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 14 Abs. 1 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 17 Abs. 4 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 20a Abs. 3 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 23a geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 25 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 26¢ geéandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 26d geéandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 26e geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 26f geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 34 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 35 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 36 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 40b geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 42 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 51 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 55 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 74a Abs. 1 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 117 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 118 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 119 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 120 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 136 Abs. 1 geandert 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2011 Art. 138 aufgehoben 09-148 | 10-44
11.06.2009 01.01.2010 Art. 83 geandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 101 geandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 122 Abs. 5 geandert 09-148 | 10-5
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11.06.2009 01.01.2010 Art. 124 Abs. 1 geéandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 124 Abs. 2 geéndert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 124 Abs. 3 eingefugt 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 125 Abs. 1 geandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 132 Abs. 3 aufgehoben 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 139 Abs. 2 geandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 139 Abs. 4 geandert 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 139 Abs. 5 aufgehoben 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 139 Abs. 6 eingefligt 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 140 aufgehoben 09-148 | 10-5
11.06.2009 01.01.2010 Art. 158 aufgehoben 09-148 | 10-5
24.03.2010 01.11.2010 Art. 13 Abs. 1 geandert 10-75
16.06.2011 01.01.2012 Art. 58 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 83 Titel gedndert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 83 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 84 aufgehoben 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 85 aufgehoben 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109 Titel gedndert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109a eingeflgt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109b eingeflgt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109c eingefigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109d eingefiigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 109e eingefiigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 110 Titel gedndert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 111 aufgehoben 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 113 Abs. 1 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 113 Abs. 2 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 113 Abs. 3 aufgehoben 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 121b eingefiigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 129 eingefiigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 130 Titel gedndert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 130 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 131 eingefligt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 131a eingefiigt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 131b eingeflgt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 139 Abs. 5 eingeflgt 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 170 aufgehoben 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 171 Titel gedndert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 171 Abs. 1 geandert 11-116
01.02.2012 01.01.2013 Art. 5 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 7 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 14 Titel gedndert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 14 Abs. 1 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 21a aufgehoben 12-47
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01.02.2012 01.01.2013 Art. 22 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 23 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 23a aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 24 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 25 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26 Titel gedndert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26 Abs. 1 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26a Titel gedndert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26a geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26¢ Titel gedndert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26¢ geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26d aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26e Titel gedndert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26e Abs. 1 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26e Abs. 2 geandert 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26e Abs. 3 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 26f aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 27 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 28 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 29 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 30 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 31 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 32 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 33 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 34 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 35 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 36 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 37 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 38 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 39 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 40 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 40a aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 40b aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 41 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 42 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 43 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 44 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 45 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 46 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 47 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 48 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 49 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 50 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 51 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 52 aufgehoben 12-47
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01.02.2012 01.01.2013 Art. 53 aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 53a aufgehoben 12-47
01.02.2012 01.01.2013 Art. 53b aufgehoben 12-47
17.03.2014 01.01.2015 Art. 6 Abs. 2 eingefugt 14-70
17.03.2014 01.01.2015 Art. 9 Abs. 1 geandert 14-70
17.03.2014 01.01.2015 Art. 20a Abs. 2, a | gedndert 14-70
09.06.2016 01.04.2017 Art. 109a Abs. 1, |eingefugt 17-008
d1

22.03.2017 01.01.2018 Art. 109 Abs. 1, g | geandert 17-049
22.03.2017 01.01.2018 Art. 109 Abs. 1, h | eingeflgt 17-049
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137a eingeflgt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137b eingeflgt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137c eingeflgt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137d eingeflgt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137e eingefigt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137f eingefiigt 18-015
05.09.2017 01.01.2019 Art. 137g eingefiigt 18-015
12.03.2020 01.06.2021 Art. 122 Abs. 5 geéandert 21-038
12.03.2020 01.06.2021 Art. 122 Abs. 6 eingefugt 21-038
12.03.2020 01.06.2021 Art. 139 Abs. 2a | eingefiigt 21-038
02.09.2020 01.11.2020 Art. 17 Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 17 Abs. 3 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 17 Abs. 4 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 20a Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 20a Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 20a Abs. 2, a | gedndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 20a Abs. 2, b | geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 21 Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 21 Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26 Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26 Abs. 3 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26 Abs. 4 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26a Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26a Abs. 3 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26b Titel gedndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26b Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26¢ Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 26e Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 83 Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 103 Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 103 Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 103 Abs. 3 geéandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 121a Abs. 1 | geéandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 122 Abs. 2 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 122 Abs. 3 geandert 20-088
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02.09.2020 01.11.2020 Art. 122 Abs. 4 geéandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 124 Abs. 1 geéndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 124 Abs. 2 geéndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 129 Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 129 Abs. 4 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 131a Abs. 1 | gedndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 131a Abs. 2 | gedndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 131b Abs. 1 | gedndert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 131b Abs. 2 | geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 139 Abs. 3 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 139 Abs. 4 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 167 Abs. 1 geandert 20-088
02.09.2020 01.11.2020 Art. 167 Abs. 3 geandert 20-088
03.12.2020 01.01.2022 Art. 26 aufgehoben 21-066
03.12.2020 01.01.2022 Art. 26a aufgehoben 21-066
03.12.2020 01.01.2022 Art. 26b aufgehoben 21-066
03.12.2020 01.01.2022 Art. 26¢ aufgehoben 21-066
03.12.2020 01.01.2022 Art. 26e Titel gedndert 21-066
08.03.2021 01.12.2021 Art. 14 Titel gedndert 21-094
08.03.2021 01.12.2021 Art. 14 Abs. 1 geandert 21-094
08.03.2021 01.12.2021 Art. 129 Abs. 3 geandert 21-094
08.03.2021 01.12.2021 Art. 140a Abs. 1 | gedndert 21-094
09.03.2021 01.01.2022 Art. 20b Abs. 3 geandert 21121
09.03.2021 01.01.2022 Art. 109b Abs. 1, |aufgehoben 21121
b
09.03.2021 01.01.2022 Art. 109d Abs. 1 | geédndert 21-121
09.03.2021 01.01.2022 Art. 109d Abs. 1, | geandert 21121
a
09.03.2021 01.01.2022 Art. 109d Abs. 2 | geandert 21121
08.12.2021 01.01.2023 Art. 13 Abs. 1 geandert 22-062
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Anderungstabelle - nach Artikel

Element Beschluss Inkrafttreten Anderung BAG-Fundstelle

Erlass 28.05.1911 01.01.1912 Erstfassung GS 111457 | BL Il
391

Erlasstitel 26.11.1998 01.01.2000 geandert 99-60

Titel 1 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40

Art. 1 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44

Art. 2 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47

Art. 2 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40

Art. 2 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 2 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 2 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 2 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 2 08.09.2005 01.01.2007 geandert 06-39

Art. 2 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44

Art. 3 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47

Art. 3 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40

Art. 3 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 3 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 3 08.09.2005 01.01.2007 geandert 06-39

Art. 3 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44

Art. 4 06.02.1973 01.08.1973 geandert 1973 d 54 | f 60

Art. 4 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47

Art. 4 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38 | f40

Art. 4 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 4 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44

Art. 5 22.11.1989 01.01.1991 geéndert 1990d 38 | f40

Art. 5 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44

Art. 5 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 6 06.02.1973 01.08.1973 geandert 1973 d 54 | f 60

Art. 6 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47

Art. 6 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40

Art. 6 26.11.1998 01.01.2000 geandert 99-60

Art. 6 Abs. 2 17.03.2014 01.01.2015 eingefigt 14-70

Art. 6 Abs. 3 22.11.2005 01.07.2006 geandert 06-40

Art. 7 03.09.1939 01.01.1940 geandert GS V/441 | BL
V421

Art. 7 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47

Art. 7 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40

Art. 7 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d79|f84

Art. 7 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 7 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 7 28.03.2006 01.01.2010 geéndert 08-134 | 09-90

Art. 7 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47
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Art. 8 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 8 Abs. 1 08.09.2005 01.01.2007 geéndert 06-39

Art. 8 Abs. 2 26.11.1998 01.01.2000 eingefiigt 99-60

Art. 9 06.02.1973 01.08.1973 geandert 1973 d 54 | f 60
Art. 9 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 9 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 9 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 9 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 9 Abs. 1 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 9 Abs. 1 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 9 Abs. 1 17.03.2014 01.01.2015 geandert 14-70

Art. 10 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38 | f40
Art. 10 Abs. 1 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38| f40
Art. 10 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 10 Abs. 2 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38| f40
Art. 10 Abs. 2 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 10 Abs. 2 10.04.2008 01.01.2009 eingefiigt 08-109

Art. 10 Abs. 2 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 10 Abs. 3 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 10 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 eingefiigt 08-109

Art. 10 Abs. 3 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 10 Abs. 4 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 11 08.02.1978 01.01.1979 Titel gedndert 1978 d 47 | f47
Art. 11 Abs. 1 22.11.2005 01.07.2006 geandert 06-40

Art. 11 Abs. 2 22.11.2005 01.07.2006 geéndert 06-40

Art. 12 08.02.1978 01.01.1979 aufgehoben 1978 d 47 | f47
Art. 13 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geéndert 95-64

Art. 13 Abs. 1 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 13 Abs. 1 08.12.2021 01.01.2023 geandert 22-062

Art. 14 01.02.2012 01.01.2013 Titel gedndert 12-47

Art. 14 08.03.2021 01.12.2021 Titel gedndert 21-094

Art. 14 Abs. 1 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 |47
Art. 14 Abs. 1 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 14 Abs. 1 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 14 Abs. 1 08.03.2021 01.12.2021 geandert 21-094

Art. 16a 14.03.1995 01.01.1997 eingefiigt 95-64

Art. 16a Abs. 1 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 16a Abs. 2 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 17 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 17 26.11.1998 01.01.2000 eingefiigt 99-60

Art. 17 10.04.2008 01.01.2009 Titel gedndert 08-109

Art. 17 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 17 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 17 Abs. 4 10.04.2008 01.01.2009 eingefiigt 08-109

Art. 17 Abs. 4 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
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Art. 17 Abs. 4 02.09.2020 01.11.2020 geéndert 20-088

Art. 18 26.11.1998 01.01.2000 geéndert 99-60

Art. 18 26.11.1998 01.01.2000 Titel gedndert 99-60

Art. 18a 28.11.2006 01.07.2007 eingeflgt 07-50

Art. 19 08.02.1978 01.01.1979 Titel gedndert 1978 d 47 | f47
Art. 19 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47
Art. 19 26.11.1998 01.01.2000 geandert 99-60

Art. 19 28.11.2006 01.07.2007 Titel gedndert 07-50

Art. 20 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f 218
Art. 20 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 20 26.11.1998 01.01.2000 Titel gedndert 99-60

Art. 20a 22.11.1989 01.01.1991 eingeflgt 1990d 38 | f40
Art. 20a 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 20a 10.04.2008 01.01.2009 Titel gedndert 08-109

Art. 20a Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 20a Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 20a Abs. 2, a | 17.03.2014 01.01.2015 geandert 14-70

Art. 20a Abs. 2, a | 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 20a Abs. 2, b | 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 20a Abs. 3 11.06.2001 01.01.2002 geandert 01-84

Art. 20a Abs. 3 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Titel 2.3 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Titel 2.3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 20b 10.04.2008 01.01.2009 eingefiigt 08-109

Art. 20b Abs. 3 09.03.2021 01.01.2022 geéandert 21-121

Art. 21 22.11.1989 01.01.1991 geéndert 1990d 38 | f40
Art. 21 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geéndert 20-088

Art. 21 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 21a 22.11.1989 01.01.1991 eingeflgt 1990d 38 | f40
Art. 21a 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 22 08.02.1978 01.01.1979 geandert 1978 d 47 | f47
Art. 22 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 23 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 23a 08.02.1978 01.01.1979 eingefligt 1978 d 47 | f47
Art. 23a 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 23a 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 23a 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 23a 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 24 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 25 09.09.1997 01.07.1998 geandert 98-12

Art. 25 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 25 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 26 03.12.1961 01.07.1962 geandert 1961d 293 | f 331
Art. 26 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 26 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38 | f40
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Art. 26 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 26 01.02.2012 01.01.2013 Titel gedndert 12-47

Art. 26 03.12.2020 01.01.2022 aufgehoben 21-066

Art. 26 Abs. 1 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 26 Abs. 2 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 26 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26 Abs. 3 19.02.2004 01.01.2005 eingefugt 04-70

Art. 26 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26 Abs. 4 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26a 22.11.1989 01.01.1991 eingefiigt 1990d 38 | f40
Art. 26a 01.02.2012 01.01.2013 Titel gedndert 12-47

Art. 26a 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 26a 03.12.2020 01.01.2022 aufgehoben 21-066

Art. 26a Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26a Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26b 22.11.1989 01.01.1991 eingefiigt 1990d 38| f40
Art. 26b 29.10.1997 01.01.1998 Titel gedndert 97-96

Art. 26b 02.09.2020 01.11.2020 Titel gedndert 20-088

Art. 26b 03.12.2020 01.01.2022 aufgehoben 21-066

Art. 26b Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 26b Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26¢ 22.11.1989 01.01.1991 eingefiigt 1990d 38| f40
Art. 26¢ 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 26¢ 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 26¢ 14.03.1995 01.01.1997 geéandert 95-64

Art. 26¢ 29.10.2008 01.01.2009 Titel gedndert 08-123

Art. 26¢ 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 26¢ 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 26¢ 01.02.2012 01.01.2013 Titel gedndert 12-47

Art. 26¢ 03.12.2020 01.01.2022 aufgehoben 21-066

Art. 26¢ Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26d 22.11.1989 01.01.1991 eingefigt 1990d 38| f40
Art. 26d 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 26d 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 26d 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 26d 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 26e 14.03.1995 01.01.1997 eingefiigt 95-64

Art. 26e 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 26e 01.02.2012 01.01.2013 Titel gedndert 12-47

Art. 26e 03.12.2020 01.01.2022 Titel gedndert 21-066

Art. 26e Abs. 1 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 26e Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 26e Abs. 2 01.02.2012 01.01.2013 geandert 12-47

Art. 26e Abs. 3 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 26f 19.02.2004 01.01.2005 eingefiigt 04-70
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Art. 26f 11.06.2009 01.01.2011 geéandert 09-148 | 10-44
Art. 26f 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 27 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f 218
Art. 27 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 27 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 27 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 27 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 27 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 28 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d79|f84
Art. 28 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 28 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 29 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 29 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 30 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 31 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 31 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 32 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 32 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 33 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 33 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 34 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d79|f84
Art. 34 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 34 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 34 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 35 14.03.1995 01.01.1997 geéndert 95-64

Art. 35 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 35 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 36 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 36 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 36 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 36 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 37 22.10.1961 01.01.1962 geandert 1961d 210 f235
Art. 37 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 37 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 37 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 38 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 38 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 39 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 39 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 40 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 40a 14.03.1995 01.01.1997 eingeflgt 95-64

Art. 40a 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 40a 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 40b 19.02.2004 01.01.2005 eingeflgt 04-70

Art. 40b 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123
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Art. 40b 11.06.2009 01.01.2011 geéandert 09-148 | 10-44
Art. 40b 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 41 22.11.1989 01.01.1991 geéndert 1990d 38 | f40
Art. 41 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 41 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 42 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 42 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 42 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 43 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 43 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 43 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 44 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 44 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 44 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 45 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 45 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 46 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 46 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 47 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 48 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 49 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 50 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 51 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 51 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 51 11.06.2009 01.01.2011 geéandert 09-148 | 10-44
Art. 51 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 52 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 53 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 53 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 53a 22.11.1989 01.01.1991 eingefiigt 1990d79|f84
Art. 53a 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 53a 19.02.2004 01.01.2005 geandert 04-70

Art. 53a 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 53b 19.02.2004 01.01.2005 eingefiigt 04-70

Art. 53b 01.02.2012 01.01.2013 aufgehoben 12-47

Art. 54 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38 | f40
Art. 55 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38| f40
Art. 55 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 56 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 57 Abs. 1 20.05.1973 01.01.1974 geandert 1973d 149|170
Art. 58 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 59 Abs. 3 21.05.2000 01.01.2001 eingefiigt 00-124

Art. 61 Abs. 1 21.05.2000 01.01.2001 geandert 00-124

Art. 61 Abs. 1 22.11.2005 01.07.2006 geandert 06-40

Art. 61 Abs. 2 21.05.2000 01.01.2001 eingefiigt 00-124
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Art. 62 Abs. 2 22.11.2005 01.07.2006 geéandert 06-40
Art. 63 Abs. 1 28.03.2006 01.01.2010 geéndert 08-134 | 09-90
Art. 65 Abs. 2 21.05.2000 01.01.2001 geandert 00-124
Art. 70 24.03.1994 01.01.1995 geandert 94-89
Art. 70 21.05.2000 01.01.2001 aufgehoben 00-124
Art. 72 05.12.1986 01.07.1987 aufgehoben 1987 d6 |8
Art. 72 21.05.2000 01.01.2001 eingefiigt 00-124
Art. 73 05.12.1986 01.07.1987 aufgehoben 1987d6|f8
Art. 73 21.05.2000 01.01.2001 eingefigt 00-124
Art. 73a 21.05.2000 01.01.2001 eingefligt 00-124
Art. 73b 21.05.2000 01.01.2001 eingefligt 00-124
Art. 74 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109
Art. 74a 10.04.2008 01.01.2009 eingeflgt 08-109
Art. 74a Abs. 1 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 76 21.06.1995 01.01.1996 Titel gedndert 95-109
Art. 77 Abs. 1 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 78 Abs. 2 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 78 Abs. 3 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 78a 21.06.1995 01.01.1996 eingeflgt 95-109
Art. 79 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 163 | f 168
Art. 79a 07.06.1970 01.01.1971 eingeflgt 1970d 163 | f 168
Art. 79b 07.06.1970 01.01.1971 eingefigt 1970d 163 | f 168
Art. 79¢ 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79d 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79e 07.06.1970 01.01.1971 eingefugt 1970d 163 | f 168
Art. 79f 07.06.1970 01.01.1971 eingefugt 1970d 163 | f 168
Art. 799 07.06.1970 01.01.1971 eingefugt 1970d 163 | f 168
Art. 79h 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79i 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79k 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79I 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79m 07.06.1970 01.01.1971 eingefiigt 1970d 163 | f 168
Art. 79n 07.06.1970 01.01.1971 eingefigt 1970d 163 | f 168
Art. 790 07.06.1970 01.01.1971 eingefligt 1970d 163 | f 168
Art. 83 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 83 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5
Art. 83 16.06.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-116
Art. 83 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116
Art. 83 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088
Art. 84 16.06.2011 01.01.2012 aufgehoben 11-116
Art. 85 16.06.2011 01.01.2012 aufgehoben 11-116
Art. 86 15.01.1996 01.09.1996 aufgehoben 96-60
Art. 87 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 88 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 89 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
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Art. 90 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 91 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 92 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 93 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 94 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 95 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 96 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 97 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 98 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 99 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 100 26.05.1963 01.10.1963 aufgehoben 1963d 73 | f 81
Art. 101 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5
Art. 103 Abs. 1 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 103 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 103 Abs. 2 21.06.1995 01.01.1996 eingefiigt 95-109

Art. 103 Abs. 2 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 103 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 103 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 103 Abs. 4 21.06.1995 01.01.1996 eingefiigt 95-109

Art. 105 Abs. 3 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 107 Abs. 2 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 109 29.10.1944 01.01.1945 Titel gedndert 1944 d 153 | f 141
Art. 109 11.06.2001 01.01.2002 geandert 01-84

Art. 109 16.06.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-116

Art. 109 16.06.2011 01.01.2012 geéandert 11-116

Art. 109 Abs. 1, g |22.03.2017 01.01.2018 geéndert 17-049

Art. 109 Abs. 1, h |22.03.2017 01.01.2018 eingefugt 17-049

Art. 109a 16.06.2011 01.01.2012 eingefugt 11-116

Art. 109a Abs. 1, |09.06.2016 01.04.2017 eingefiigt 17-008

d1

Art. 109b 16.06.2011 01.01.2012 eingefiigt 11-116

Art. 109b Abs. 1, |09.03.2021 01.01.2022 aufgehoben 21121

b

Art. 109c 16.06.2011 01.01.2012 eingefiigt 11-116

Art. 109d 16.06.2011 01.01.2012 eingefugt 11-116

Art. 109d Abs. 1 {09.03.2021 01.01.2022 geéandert 21121

Art. 109d Abs. 1, |09.03.2021 01.01.2022 geandert 21121

a

Art. 109d Abs. 2 | 09.03.2021 01.01.2022 geandert 21121

Art. 109e 16.06.2011 01.01.2012 eingefiigt 11-116

Art. 110 16.06.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-116

Art. 110 Abs. 1 21.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 111 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 111 16.06.2011 01.01.2012 aufgehoben 11-116

Art. 112 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64
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Art. 113 21.06.1995 01.01.1996 Titel gedndert 95-109

Art. 113 21.06.1995 01.01.1996 geéndert 95-109

Art. 113 Abs. 1 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 113 Abs. 2 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 113 Abs. 3 16.06.2011 01.01.2012 aufgehoben 11-116

Art. 114 Abs. 1 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 115 04.05.1969 01.01.1972 geandert 1969 d 81 | 86
Art. 117 10.02.1952 01.08.1952 geandert 1952d 30|33
Art. 117 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 117 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 117 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 118 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 118 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 119 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 120 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 120 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 121 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 121a 22.11.1989 01.01.1991 eingeflgt 1990d 38 | f40
Art. 121a 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 121a Abs. 1 | 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 121a Abs. 1 | 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 121b 16.06.2011 01.01.2012 eingefigt 11-116

Art. 122 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 122 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 122 28.03.2006 01.01.2010 geéndert 08-134

Art. 122 28.03.2006 01.01.2010 Titel gedndert 08-134 | 09-90
Art. 122 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geéndert 20-088

Art. 122 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 122 Abs. 4 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 122 Abs. 5 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5
Art. 122 Abs. 5 12.03.2020 01.06.2021 geandert 21-038

Art. 122 Abs. 6 12.03.2020 01.06.2021 eingefligt 21-038

Art. 122a 14.03.1995 01.01.1997 eingefligt 95-64

Art. 122a 28.03.2006 01.01.2010 aufgehoben 08-134 | 09-90
Art. 123 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 123 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 123 28.03.2006 01.01.2010 aufgehoben 08-134 | 09-90
Art. 124 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 124 10.04.2008 01.01.2009 Titel gedndert 08-109

Art. 124 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 124 Abs. 1 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 124 Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 124 Abs. 1 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5
Art. 124 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 124 Abs. 2 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64
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Art. 124 Abs. 2 10.04.2008 01.01.2009 eingefugt 08-109

Art. 124 Abs. 2 11.06.2009 01.01.2010 geéandert 09-148 | 10-5
Art. 124 Abs. 2 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 124 Abs. 3 07.06.1970 01.01.1971 eingefugt 1970d 207 | f218
Art. 124 Abs. 3 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 124 Abs. 3 11.06.2009 01.01.2010 eingefugt 09-148 | 10-5
Art. 125 14.03.1995 01.01.1997 Titel gedndert 95-64

Art. 125 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 125 Abs. 1 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 125 Abs. 1 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5
Art. 127 07.06.1970 01.01.1971 aufgehoben 1970d 203 | f 168
Art. 129 21.06.1995 01.01.1996 Titel gedndert 95-109

Art. 129 24.06.1995 01.01.1996 geandert 95-109

Art. 129 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 129 14.12.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-46

Art. 129 16.06.2011 01.01.2012 eingefiigt 11-116

Art. 129 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 129 Abs. 3 08.03.2021 01.12.2021 geandert 21-094

Art. 129 Abs. 4 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 130 24.03.1994 01.01.1995 geandert 94-89

Art. 130 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 130 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 130 16.06.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-116

Art. 131 24.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-89

Art. 131 24.03.1994 01.01.1995 geéandert 94-89

Art. 131 15.01.1996 01.01.1998 aufgehoben 96-60

Art. 131 16.06.2011 01.01.2012 eingefugt 11-116

Art. 131a 16.06.2011 01.01.2012 eingefugt 11-116

Art. 131a Abs. 1 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 131a Abs. 2 | 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 131b 16.06.2011 01.01.2012 eingefugt 11-116

Art. 131b Abs. 1 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 131b Abs. 2 | 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 132 16.02.1977 01.07.1977 geandert 1977d 42|42
Art. 132 16.02.1977 01.07.1977 Titel gedndert 1977d 42|42
Art. 132 Abs. 2 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 132 Abs. 3 11.06.2009 01.01.2010 aufgehoben 09-148 | 10-5
Art. 135 05.12.1986 01.07.1987 aufgehoben 1987d6|f8
Art. 136 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 136 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 136 Abs. 1 11.06.2009 01.01.2011 geandert 09-148 | 10-44
Art. 137 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 222 | f 234
Art. 137 06.09.1972 01.01.1973 geandert 1972d 300 | f 301
Art. 137 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 137a 05.09.2017 01.01.2019 eingefiigt 18-015
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Art. 137b 05.09.2017 01.01.2019 eingefiigt 18-015

Art. 137¢c 05.09.2017 01.01.2019 eingeflgt 18-015

Art. 137d 05.09.2017 01.01.2019 eingeflgt 18-015

Art. 137e 05.09.2017 01.01.2019 eingeflgt 18-015

Art. 137f 05.09.2017 01.01.2019 eingeflgt 18-015

Art. 137g 05.09.2017 01.01.2019 eingeflgt 18-015

Art. 138 11.06.2009 01.01.2011 aufgehoben 09-148 | 10-44
Art. 138a 22.11.1989 01.01.1991 eingefligt 1990d 38 | f40
Art. 138a 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 138a 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 139 05.03.1972 01.04.1972 geandert 1972d 85| f 81
Art. 139 22.11.1989 01.01.1991 Titel gedndert 1990d 38 | f40
Art. 139 10.04.2008 01.01.2009 Titel gedndert 08-109

Art. 139 Abs. 1 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 139 Abs. 1 28.03.2006 01.09.2007 geandert 08-134 | 07-73
Art. 139 Abs. 1 21.09.2007 01.12.2007 geandert 07-101

Art. 139 Abs. 2 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 139 Abs. 2 28.03.2006 01.09.2007 geandert 08-134 | 07-73
Art. 139 Abs. 2 21.09.2007 01.12.2007 geandert 07-101

Art. 139 Abs. 2 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5

Art. 139 Abs. 2a | 12.03.2020 01.06.2021 eingeflgt 21-038

Art. 139 Abs. 3 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 696 | f 714
Art. 139 Abs. 3 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 139 Abs. 3 28.03.2006 01.09.2007 geandert 08-134 | 07-73
Art. 139 Abs. 3 21.09.2007 01.12.2007 geéandert 07-101

Art. 139 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geéndert 20-088

Art. 139 Abs. 4 10.11.1993 01.01.1994 geéndert 1993d 696 | f 714
Art. 139 Abs. 4 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 139 Abs. 4 20.11.2002 01.08.2003 geandert 03-44

Art. 139 Abs. 4 28.03.2006 01.09.2007 geandert 08-134 | 07-73
Art. 139 Abs. 4 21.09.2007 01.12.2007 geandert 07-101

Art. 139 Abs. 4 11.06.2009 01.01.2010 geandert 09-148 | 10-5

Art. 139 Abs. 4 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 139 Abs. 5 22.11.1989 01.01.1991 eingefligt 1990d 38 | f40
Art. 139 Abs. 5 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 139 Abs. 5 10.04.2008 01.01.2009 eingeflgt 08-109

Art. 139 Abs. 5 11.06.2009 01.01.2010 aufgehoben 09-148 | 10-5

Art. 139 Abs. 5 16.06.2011 01.01.2012 eingeflgt 11-116

Art. 139 Abs. 6 11.06.2009 01.01.2010 eingeflgt 09-148 | 10-5

Art. 140 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f 218
Art. 140 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 140 11.06.2009 01.01.2010 aufgehoben 09-148 | 10-5

Art. 140a 22.11.1989 01.01.1991 eingeflgt 1990d 38 | f40
Art. 140a Abs. 1 | 08.03.2021 01.12.2021 geandert 21-094

Art. 141 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
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Art. 142 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 143 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 144 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 145 22.11.1989 01.01.1991 geandert 1990d 38 | f40
Art. 146 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 147 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 148 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 149 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 150 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 151 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 152 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 153 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38 | f40
Art. 154 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 155 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 156 22.11.1989 01.01.1991 aufgehoben 1990d 38| f40
Art. 158 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 158 11.06.2009 01.01.2010 aufgehoben 09-148 | 10-5
Art. 159 14.03.1995 01.01.1997 aufgehoben 95-64

Art. 162 Abs. 3 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134 | 09-90
Art. 167 Abs. 1 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 167 Abs. 3 07.06.1970 01.01.1971 geandert 1970d 207 | f218
Art. 167 Abs. 3 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 167 Abs. 3 02.09.2020 01.11.2020 geandert 20-088

Art. 170 14.03.1995 01.01.1997 geandert 95-64

Art. 170 28.03.2006 01.01.2010 geéndert 08-134 | 09-90
Art. 170 16.06.2011 01.01.2012 aufgehoben 11-116

Art. 171 16.06.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-116

Art. 171 Abs. 1 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 176 28.03.2006 01.01.2010 aufgehoben 08-134 | 09-90
Art. 177 Abs. 2 21.06.1978 01.01.1979 geandert 1978d 116 | f 115




	1 Zuständige Behörden *
	Art. 1–4 * … *
	Art. 5 * Verwaltungsbehörden 1 Präsident des Einwohnergemeinderates
	Art. 6 * 2 Einwohnergemeinderat
	Art. 7 * 3 Regierungsstatthalter
	Art. 8 * …
	Art. 9 * 5 Regierungsrat
	Art. 10 6 Verfahren und Rechtsmittel *

	2 Organisatorische Bestimmungen und kantonales Zivilrecht
	2.1 Allgemeine Bestimmungen
	Art. 11 Öffentliche Beurkundung *
	Art. 12 * …
	Art. 13 Veröffentlichung 1 Im allgemeinen
	Art. 14 2 Besondere Bekanntmachung 2.1 Im kantonalen Amtsblatt *
	Art. 15 2.2 Dreimalige Bekanntmachung
	Art. 16 3 Im Handelsamtsblatt
	Art. 16a * 4 Sprache

	2.2 Personenrecht
	Art. 17 * Zivilstandsdienst 1 Zuständigkeit und Rechtsschutz *
	Art. 18 * 2 Dienstrecht *
	Art. 18a * 3 Abgleich der Einwohnerregister mit INFOSTAR
	Art. 19 * 4 Vorschriften des Regierungsrates *
	Art. 20 * Körperschaften nach kantonalem Recht *
	Art. 20a * Rechtsschutz bei der Aufsicht über die Stiftungen *

	2.3 Familienrecht *
	Art. 20b * Beratungsstellen
	Art. 21 * Güterrechtsregister
	Art. 21a–26d * … *
	Art. 26e * Rechtspflege in Adoptionssachen *
	Art. 26f–53b * … *
	Art. 54 Ertragsgemeinderschaft *
	Art. 55 * … *

	2.4 Erbrecht
	Art. 56 * …
	Art. 57 Erbberechtigtes Gemeinwesen
	Art. 58 * Massregeln für die Sicherung der Erbschaft 1 Siegelung 1.1 Fälle
	Art. 59 1.2 Verfahren
	Art. 60 2 Inventar 2.1 Fälle
	Art. 61 2.2 Verfahren
	Art. 62 3 Aufbewahrung letztwilliger Verfügungen
	Art. 63 Öffentliches Inventar 1 Zuständige Behörde
	Art. 64 2 Verfahren 2.1 Im allgemeinen
	Art. 65 2.2 Inventaraufnahme
	Art. 66 2.3 Vermögensverwaltung
	Art. 67 2.4 Fortsetzung des Geschäftes
	Art. 68 3 Rechnungsruf
	Art. 69 4 Fristverlängerung
	Art. 70 * …
	Art. 71 6 Andere Fälle des öffentlichen Inventars
	Art. 72 * Kosten 1 Allgemeines
	Art. 73 * 2 Siegelungskosten
	Art. 73a * 3 Übrige Gebühren
	Art. 73b * 4 Massaverwalter und Schätzer
	Art. 74 * 5 Schätzung von Grundstücken bei Erbteilungen
	Art. 74a * Rechtsschutz

	2.5 Sachenrecht
	Art. 75 Zugehör
	Art. 76 Neues Land, herrenlose und öffentliche Sachen, dauernde Bodenverschiebung 1 Neues Land *
	Art. 77 2 Herrenlose und öffentliche Sachen 2.1 Aneignung
	Art. 78 2.2 Benutzung und Ausbeutung
	Art. 78a * 3 Dauernde Bodenverschiebung
	Art. 79 * Nachbarrecht 1 Bauten und Pflanzungen 1.1 Grenzabstände
	Art. 79a * 1.2 An- und Nebenbauten
	Art. 79b * 1.3 Vorspringende Bauteile
	Art. 79c * 1.4 Abort- und Düngergruben
	Art. 79d * 1.5 Hofstattrecht
	Art. 79e * 1.6 Brandmauern 1.6.1 Pflicht
	Art. 79f * 1.6.2 Mitbenützung
	Art. 79g * 1.6.3 Erhöhung
	Art. 79h * 1.7 Stützmauern und Böschungen 1.7.1 Pflicht zur Errichtung; Ausführung
	Art. 79i * 1.7.2 Eigentum
	Art. 79k * 1.8 Einfriedungen
	Art. 79l * 1.9 Bäume und Sträucher
	Art. 79m * 1.10 Entzug von Licht und Sonne
	Art. 79n * 1.11 Benützung von Mauern an der Grenze
	Art. 79o * 1.12 Betreten des nachbarlichen Grundes
	Art. 80 2 Pflanzungen im Walde
	Art. 81 3 Holztransportanlagen
	Art. 82 4 Wegrechte, Zaunbann, Wässerungsrechte, Einfriedigungen
	Art. 83 * Öffentlich-rechtliche Beschränkungen 1 Liste der Anmerkungstatbestände *
	Art. 84–100 * …
	Art. 101 * Fortleitung von Quellen
	Art. 102 Gemeinschaftliche Alpen, Wälder, Weiden u. a. Ausschluss der Teilung
	Art. 103 Korporationsalpen 1 Verfügungen über die Alp
	Art. 104 2 Geseyte Alpen 2.1 Das Seybuch
	Art. 105 2.2 Kuhrechte
	Art. 106 2.3 Übergangsbestimmung
	Art. 107 Grundpfandrechte 1 Einseitige Ablösung
	Art. 108 2 Grundpfandrechte der Hypothekarkasse
	Art. 109 * 3 Gesetzliche Grundpfandrechte 3.1 Zu Gunsten des Kantons *
	Art. 109a * 3.2 Zu Gunsten der Gemeinden
	Art. 109b * 3.3 Zu Gunsten anderer Träger öffentlicher Aufgaben
	Art. 109c * 3.4 Zu Gunsten einer Privatperson
	Art. 109d * 3.5 Wirksamkeit
	Art. 109e * 3.6 Rangfolge
	Art. 110 4 Errichtung von Grundpfandrechten 4.1 Mitunterzeichnung *
	Art. 111–112 * …
	Art. 113 * 4.4 Amtliche Schätzung *
	Art. 114 Fahrnispfandrecht 1 Viehverpfändung
	Art. 115 * 2 Pfandleihgewerbe
	Art. 116 3 Pfandbriefe
	Art. 117–120 * …
	Art. 121 Grundbuch 1 Anlage *
	Art. 121a * 1a Elektronische Datenverarbeitung *
	Art. 121b * 1b Elektronischer Geschäftsverkehr
	Art. 122 * Organisation der Grundbuchämter *
	Art. 122a * …
	Art. 123 *
	Art. 124 2.4 Aufsichtsbehörde und Rechtsschutz *
	Art. 125 3 Haftung *
	Art. 126 4 Eintragung ins Grundbuch 4.1 Öffentliche Grundstücke
	Art. 127 * …
	Art. 128 4.3 Anmeldung der Eintragung durch den Notar
	Art. 129 * 5 Öffentliches Bereinigungsverfahren 5.1 Bereinigungsanordnung *
	Art. 130 * 5.2 Durchführung der Bereinigung *
	Art. 131 * 5.3 Bekanntgabe und Einspracheverfahren *
	Art. 131a * 5.4 Rechtspflege
	Art. 131b * 5.5 Verfahren

	2.6 Obligationenrecht
	Art. 132 * Versteigerung 1 Öffentliche Versteigerung *
	Art. 133 2 Andere Versteigerungen
	Art. 134 3 Verbot von Missbräuchen
	Art. 135 * …
	Art. 136 * Hinterlegung von Miet- und Pachtzinsen
	Art. 137 * …
	Art. 137a * Gerichtlich bewilligte Räumung von Liegenschaften (Exmissionen) 1. Grundsätze
	Art. 137b * 2. Inventar
	Art. 137c * 3. Einlagerung, Verwertung und Entsorgung
	Art. 137d * 4. Kosten und Abrechnung
	Art. 137e * 5. Rechtsmittel und Verfahren
	Art. 137f * 6. Delegation
	Art. 137g * 7. Haftung
	Art. 138–138a * …
	Art. 139 * Handelsregister 1 Organisation, Aufsicht und Rechtsschutz *
	Art. 140 * …
	Art. 140a * 3 Veröffentlichung der Eintragung eines Gemeinderschaftsvertreters


	3 Übergangsbestimmungen
	3.1 Familienrecht
	Art. 141–156 * …
	Art. 157 Familiengüter

	3.2 Sachenrecht
	Art. 158–159 * …
	Art. 160 Grundpfandrechte 1 Neuausfertigung der Pfandtitel 1.1 Gültbriefe
	Art. 161 1.2 Grundpfandforderung aus Überbund
	Art. 162 1.3 Vormerkung im Grundbuch
	Art. 163 1.4 Vorbehaltene Pfandrechte
	Art. 164 1.5 Gebühren
	Art. 165 2 Gleichstellung alter Pfandrechte mit solchen des neuen Rechts
	Art. 166 3 Nachrücken bei amortisationsweiser Rückzahlung
	Art. 167 Grundbuch 1 Einführung
	Art. 168 2 Grundbuchwirkung kantonaler Formen
	Art. 169 3 Unzulässige dingliche Rechte
	Art. 170 * …
	Art. 171 5 Ergänzende Bestimmungen *

	3.3 Verschiedene Bestimmungen
	Art. 172 Zivilgesetzbuch als ergänzendes Recht
	Art. 173 Innerkantonales Recht
	Art. 174 Abänderung des Artikels 36 des Gemeindegesetzes)
	Art. 175 Ordnung des gerichtlichen Verfahrens)
	Art. 176 * …
	Art. 177 Aufhebung des kantonalen Zivilrechtes
	Art. 178 Inkrafttreten des Gesetzes


	A1 Anhänge I und II)

